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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Niederlassungs- 
und Schiffahrtsvertrag vom 27. Oktober 1956 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Französischen Republik 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Auswärtige Amt. 

Der Bundesrat hat in seiner 175. Sitzung am 12. April 1957 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Entwurf 
wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Im übrigen 
hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwendungen er- 
hoben. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Niederlassungs- und Schiffahrtsvertrag 
vom 27. Oktober 1956 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Französischen Republik 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Luxemburg am 27. Oktober 1956 
Unterzeichneten Niederlassungs- und Schiff- 
fahrtsvertrag zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Französischen Republik 
nebst Protokoll und den beigefügten Briefen 
Nr. 1, Nr. 2 und Nr. 3 wird zugestimmt. 
Der Vertrag nebst Protokoll und Briefen 
wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, 
sofern das Land Berlin die Anwendung dieses 
Gesetzes feststellt. 

(2) Dieses Gesetz gilt im Saarland erst vom 
Ende der Übergangszeit nach Artikel 3 des 
Vertrages zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Französischen Republik 
zur Regelung der Saarfrage (Bundesgesetzbl. 
1956 II S. 1587) an. § 16 des Gesetzes über 
die Eingliederung des Saarlandes (Bundes- 
gesetzbl. 1956 I S. 1011) bleibt unberührt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag gemäß 
seinem Artikel XX nebst Protokoll und den 
Briefen Nr. 1, Nr. 2 und Nr. 3 in Kraft tritt, 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung 


I. Allgemeine Bemerkungen 

Die letzte vertragliche Regelung des Nieder- 
lassungswesens zwischen Deutschland und 
Frankreich ist in dem Handels-, Nieder- 
lassungs- und Schiffahrtsvertrag vom 31. Juli 
1934 (RGBl. II S. 422) enthalten. Dieser 
Vertrag ist durch den Krieg hinfällig ge- 
worden. 

Das Bedürfnis für eine Neuregelung der ein- 
schlägigen Fragen ist dringend. Es liegt auf 
der Hand, daß in einem Europa, das sich auf 
dem Weg zu einer immer intensiveren Inte- 
gration befindet, eine klare Regelung des 
Niederlassungswesens im Verhältnis zu den 
führenden westeuropäischen Staaten eine 
unbedingte Notwendigkeit ist. Auch für die 
wirtschaftliche Verflechtung und Zusammen- 
arbeit Deutschlands und Frankreichs, deren 
Warenaustausch 1956 ein Volumen von rund 
5 Milliarden DM hatte, ist eine solche Rege- 
lung von außerordentlicher Wichtigkeit. 

Eine Wiederinkraftsetzung des Vertrages aus 
dem Jahre 1934 kam nicht in Betracht; sie 
würde den beiderseits inzwischen stark ver- 
änderten politischen und wirtschaftlichen 
Beziehungen nicht entsprochen haben. Das 
vorliegende Abkommen stellt daher eine 
völlige Neuregelung dar. 

Bei den Verhandlungen über das Abkommen 
kamen die zum Teil gegensätzlichen Ten- 
denzen zu Tage, die in den beiden Ländern 
auf dem Gebiet der Ausländerbehandlung 
vorherrschend sind. 

Die Bundesrepublik Deutschland verfährt bei 
der Zulassung von Ausländern großzügig und 
liberal; dies entspricht ihrer allgemeinen 
Wirtschaftspolitik. Sie ist grundsätzlich be- 
reit, dem Ausländer die gleiche Behandlung 
und Rechtsstellung zu geben, wie sie der 
Inländer genießt. Das Prinzip der Inländer- 
gleichbehandlung ist insbesondere in den das 
Niederlassungswesen regelnden Bestimmun- 
gen des deutsch-amerikanischen Freund- 
schafts-, Handels- und Schiffahrtsvertrags vom 
29. Oktober 1954 (BGBl. 1956 II S. 487) zur 
Geltung gekommen. In diesem Vertrag ist es 
noch durch das Prinzip der Meistbegünsti- 
gung ergänzt. Allerdings spielt, wenn schon 
die Inländerbehandlung Platz greift, der 
Grundsatz der Meistbegünstigung eine ge- 
ringere Rolle. Für sich allein erscheint er 
heute wenig geeignet, die Grundlage einer 


brauchbaren Regelung des Niederlassungs- 
wesens im Verhältnis zweier Staaten zu sein, 
die benachbart und so wie Deutschland und 
Frankreich auf Zusammenarbeit angewiesen 
sind. 

Im Gegensatz zur Bundesrepublik ist die 
Französische Republik bei der zwischenstaat- 
lichen Regelung des Niederlassungswesens in 
einer Vielzahl von alten Niederlassungs- 
verträgen, die die Meistbegünstigungsklausel 
enthalten, in ihrer Bewegungsfreiheit be- 
schränkt. Zudem ist das innerfranzösische 
Recht mehr als das deutsche auf eine Kon- 
trolle des Ausländers bedacht. Demgemäß 
konnte das Ergebnis der deutsch-französischen 
Verhandlungen keine restlose Erfüllung der 
deutschen Wünsche auf Zulassung der beider- 
seitigen Staatsangehörigen auf der Basis der 
Gleichbehandlung mit dem Inländer sein. 
Der vorliegende Vertrag stellt vielmehr einen 
Kompromiß dar, in dem zwar grundsätzlich 
das Prinzip der Inländergleichbehandlung 
anerkannt, dieses Prinzip aber durch den 
Vorbehalt der innerstaatlichen Fremden- 
gesetzgebung abgeschwächt wird. 

Wenn der Vertrag auch in der Verwirk- 
lichung einer allgemein angestrebten Liberali- 
sierung auf dem Gebiete des Niederlassungs- 
wesens hinter den deutsch-amerikanischen 
Abmachungen von 1954 zurückbleibt, so 
können doch die erzielten Abmachungen als 
ein wesentlicher Fortschritt auf dem Wege 
des Ausbaus der beiderseitigen Wirtschafts- 
und Handelsbeziehungen gewertet werden. 
Schon die Tatsache, daß ein Niederlassungs- 
vertrag besteht, wird die Niederlassung deut- 
scher Kaufleute in Frankreich fördern. Dar- 
über hinaus spricht die Bereitschaft, im Rah- 
men des französischen Fremdenrechts eine 
großzügige Behandlung zu gewähren, aus 
dem Briefwechsel Nr. 1 zwischen den beider- 
seitigen Außenministern vom 27. Oktober 
1956, der ebenso wie die Briefwechsel Nr. 2 
und Nr. 3 in das Ratifizierungsverfahren 
eingeschlossen werden soll. 

II. Besondere Bemerkungen zu den einzelnen 
Artikeln des Vertrages 

Zu Artikel I 

Es entspricht der allgemeinen Übung, daß 
die in den Gebieten der Vertragsparteien 
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geltenden Gesetze und Verordnungen, die die 
Einreise aus Gründen der Öffentlichen Ord- 
nung, der Sicherheit, der Volksgesundheit 
oder der Sittlichkeit versagen, durch den 
Vertrag nicht berührt werden. 

Die weitgehende Aufhebung des Sichtver- 
merkszwangs und die kürzlich erfolgte Auf- 
hebung des Paßzwangs im Verkehr zwischen 
den beiden Staaten hat für den vorliegenden 
Vertrag nur geringe Bedeutung, da Aus- 
länder, die sich als Arbeitnehmer betätigen 
oder selbständig einen Gewerbebetrieb oder 
einen landwirtschaftlichen Betrieb führen 
wollen, nach wie vor zur Einreise in die 
Bundesrepublik einen Sichtvermerk benö- 
tigen. Eine ähnliche Regelung gilt in Frank- 
reich. 

Zu Artikel II 

Artikel II läßt erkennen, daß zwar jeder 
längere oder dauernde Aufenthalt aus wirt- 
schaftlichen oder sozialen Gründen beschränkt 
werden kann, bringt jedoch auch die Bereit- 
schaft der Vertragsparteien zum Ausdruck, 
von dieser Befugnis nur einen möglichst ge- 
ringen Gebrauch zu machen. 

Zu Artikel III 

Die Beschränkungen des Rechts zur Auswei- 
sung aus Gründen der Sicherheit des Staates, 
der öffentlichen Ordnung oder der Sittlich- 
keit lehnen sich an die in der Europäischen 
Niederlassungskonvention getroffene Rege- 
lung an. 

Zu Artikel IV 

Artikel IV, der sich an Artikel 4, 5 und 6 
der Europäischen Niederlassungskonvention 
anlehnt, gewährt Inländerbehandlung hin- 
sichtlich der allgemeinen Rechtsstellung der 
Staatsangehörigen der einen Vertragspartei 
im Gebiet der anderen Vertragspartei. Dieser 
Grundsatz erfährt indessen eine Einschrän- 
kung dadurch, daß das bestehende nationale 
Fremdenrecht durch den Vertrag nicht be- 
rührt wird. Jedoch verpflichten sich die Ver- 
tragsparteien, nach Inkrafttreten des Ver- 
trages neue Beschränkungen nur beim Vor- 
handensein bestimmter erschwerender Vor- 
aussetzungen einzuführen und die vorhan- 
denen Beschränkungen möglichst zu vermin- 
dern. 


Zu Artikel V 

Nach Artikel V können natürliche Personen 
beider Vertragsparteien, sofern nicht schwer- 
wiegende Gründe wirtschaftlicher oder so- 
zialer Art entgegenstehen, jede selbständige 
oder unselbständige Tätigkeit wie Inländer 
ausüben. Die Inländerbehandlung soll auch in 
der zukünftigen Gesetzgebung und der Ver- 
waltungspraxis verwirklicht werden. 

Jedoch ist auch hier die Inländerbehandlung 
eingeschränkt, indem für Ausländer be- 
stehende Sonderregelungen (z. B. Erfordernis 
der Prüfung, staatlicher Lizenz) durch den 
Vertrag nicht berührt werden. Aus dem 
französischen Fremdenrecht ist in diesem Zu- 
sammenhang besonders die Carte de Com- 
mer^ant zu nennen, deren Besitz infolge 
einer 1937 eingeführten Vorschrift Auslän- 
dern in Frankreich erst die Ausübung einer 
gewerblichen Betätigung gehobenerer Art 
ermöglicht. Seit Kriegsende ist die Carte de 
Comme^ant an deutsche Staatsangehörige 
nur in ganz vereinzelten Fällen ausgegeben 
worden. Durch den Briefwechsel Nr. 1 soll 
für die Zukunft eine großzügigere Behand- 
lung in der Erteilung der Carte de Commer- 
£ant an deutsche Staatsangehörige gesichert 
werden. 

Ausgenommen von der Regelung dieses Ar- 
tikels, wonach den Staatsangehörigen der 
jeweils anderen Partei die gewerbliche Tätig- 
keit im Inland gestattet wird, sind alle 
Tätigkeiten bezüglich der Güter, die zum 
Zuständigkeitsbereich der Europäischen Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl gehören. 
Dies ist in dem Briefwechsel Nr. 3 vereinbart, 
der auch eine Begründung für die auf eine 
französische Forderung zurückgehende Aus- 
nahmeregelung enthält. 

Zu Artikel VI 

Artikel VI regelt vor allem die gegenseitige 
Anerkennung und die gewerbliche Tätigkeit 
der Gesellschaften. 

Nach Absatz 1 erkennt jede Vertragspartei 
die Gesellschaften, die im Gebiet der anderen 
Vertragspartei ihren Sitz haben und nach den 
Gesetzen dieser Vertragspartei errichtet wor- 
den sind, grundsätzlich als zu Recht be- 
stehend an. 

Dagegen bleiben die Vorschriften der Ver- 
tragsparteien bestehen, welche die gewerb- 
liche Betätigung ausländischer Gesellschaften 
von einer Genehmigung oder von sonstigen 
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Voraussetzungen abhängig machen. Absatz 2 
sichert den Gesellschaften der einen Vertrags- 
partei das Recht, sich im Gebiet der anderen 
Vertragspartei zu betätigen, nur nach Maß- 
gabe der geltenden Gesetze zu. Jedoch haben 
sich die Vertragsparteien in dem Briefwechsel 
Nr. 1 verpflichtet, die für die Ausübung der 
gewerblichen Tätigkeit erforderlichen Geneh- 
migungen möglichst großzügig zu erteilen. 

In Absatz 3 wird den Staatsangehörigen und 
Gesellschaften der einen Vertragspartei ge- 
stattet, im Gebiet der anderen Vertragspartei 
Gesellschaften zu gründen, sich an der Er- 
richtung zu beteiligen oder Anteile an Ge- 
sellschaften zu erwerben. Sie können auch 
alle Funktionen in den Gesellschaftsorganen 
ausüben. Die Vertragsparteien haben insoweit 
den Staatsangehörigen und Gesellschaften der 
anderen Vertragspartei die Inländerbehand- 
lung eingeräumt, die nur durch die in 
Artikel V Absätze 1 und 2 vorgesehenen 
Ausnahmen eingeschränkt wird. 

Zu Artikel VII 

Artikel VII regelt die zollmäßige und ander- 
weitige Behandlung der Handelsreisenden 
und Handelsvertreter, einschließlich ihres 
Werbematerials und ihrer Werbemuster. 
Handelsreisende und Handelsvertreter der 
einen Vertragspartei bedürfen danach zur 
Ausübung ihrer Tätigkeit im Gebiet der 
anderen Vertragspartei keiner Genehmigung, 
sofern sie sich dort nicht länger als zwei 
Monate in jedem Halbjahr aufhalten. 

Zu Artikel VIII 

In Artikel VIII wird den Staatsangehörigen 
und Gesellschaften der beiden Vertrags- 
parteien Zugang zu den Gerichten zugesichert. 
Eine wirksame vertragliche Vereinbarung 
über die Sicherheitsleistung für Prozeßkosten 
und die Bewilligung des Armenrechts, wie 
sie in Absatz 2 angesprochen wird, besteht 
zur Zeit zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Französischen Republik 
nicht. Es ist jedoch zu erwarten, daß über 
den Abschluß eines solchen Abkommens in 
absehbarer Zeit Verhandlungen aufgenom- 
men werden. 

Zu Artikel IX 

Artikel IX untersagt grundsätzlich diskrimi- 
nierende steuerliche Behandlung. In der zu- 
gehörigen Protokollbestimmung Nr. 6 wird 


ausdrücklich klargestellt, daß darunter nicht 
Zölle, Steuern oder andere Abgaben im Sinne 
der Artikel I und III des Allgemeinen Zoll- 
und Handelsabkommens vom 30. Oktober 
1947 fallen. 

Zu Artikel X 

Artikel X eröffnet den Staatsangehörigen 
und Gesellschaften einer Vertragspartei, die 
im Gebiet der anderen Vertragspartei zu 
Requisitionen wie die Staatsangehörigen 
dieser Vertragspartei herangezogen werden 
können (Inländergleichbehandlung), den 
Rechtsweg; die Bestimmung sichert ihnen 
eine Entschädigung nach den gleichen Grund- 
sätzen zu, wie sie den eigenen Staatsange- 
hörigen gewährt wird. 

Artikel X Absatz 2 soll die Luftfahrtunter- 
nehmer in Friedenszeiten vor Beschränkungen 
ihrer Verfügungsbefugnis über ihre Ver- 
kehrsflugzeuge im Wege staatlicher Beschlag- 
nahme schützen. Hierdurch wird innerhalb 
der Vertragsstaaten international festgestellt, 
daß Luftfahrzeuge des gewerblichen Ver- 
kehrs, insbesondere des Fluglinienverkehrs, 
ihrer Zweckbestimmung als schnelles und 
zuverlässiges Beförderungsmittel unbehindert 
nachkommen können. Auch Schiffe sind nach 
Maßgabe dieser Vorschrift von Requisitionen 
ausgenommen. 

Absatz 3 des Artikels X spricht eine Befrei- 
ung der Staatsangehörigen der einen Ver- 
tragspartei vom Militärdienst im Gebiet der 
anderen Vertragspartei aus, sofern nicht 
durch Abkommen in Einzelfällen etwas 
anderes vereinbart ist. Unter diese Regelung 
fallen auch alle persönlichen Leistungen mili- 
tärischer Art oder Geld- und Sachleistungen, 
wenn diese ersatzweise erhoben werden. 

Zu Artikel XI 

Durch Artikel XI werden das Eigentum und 
sonstige Rechte der Staatsangehörigen und 
Gesellschaften der einen Vertragspartei im 
Gebiet der anderen Vertragspartei gegen 
willkürliche Enteignungen geschützt. Eine 
ähnliche Bestimmung befindet sich in Ar- 
tikel V Absatz 4 des deutsch-amerikanischen 
Freundschafts-, Handels- und Schiffahrts- 
vertrages vom 29. Oktober 1954 (BGBl. 
1956 II S. 487). Im Gegensatz zu dem 
deutsch-amerikanischen Vertrag wird jedoch 
hier nur Inländerbehandlung, nicht auch die 
Meistbegünstigung gewährt, 
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Zu den Artikeln XII bis XVI (Schiffahrt) 

Die Artikel XII bis XVI enthalten Bestim- 
mungen über die Schiffahrt. Für sie gelten 
allgemein die in Artikel XII hervorgehobenen 
Grundsätze des freien Wettbewerbs und der 
freien Flaggenwahl, zu denen sich die Ver- 
tragsparteien als Mitgliedstaaten der OEEC 
bekannt haben; es gilt auch hier der Grund- 
satz der Inländerbehandlung, von dem, wie 
international allgemein üblich, die Küsten- 
schiffahrt und die Binnenschiffahrt ausge- 
nommen wird. 

Zu Artikel XIII 

Artikel XIII bestimmt in Absatz 1, welche 
Schiffsarten von dem Vertrag erfaßt werden. 
Absatz 2 regelt die Voraussetzungen, nach 
denen die Nationalität der Schiffe bestimmt 
wird, Absatz 3 die gegenseitige Anerkennung 
der Schiffsmeßbriefe. Die Vorschrift des 
Absatzes 4 ist der des Kapitels I Regel 18 des 
Internationalen Übereinkommens zum 
Schutze des menschlichen Lebens auf See an- 
gepaßt worden. 

Zu Artikel XIV 

In Artikel XIV wird den Schiffen, ihren Be- 
satzungen, Fahrgästen und Ladungen in den* 
Häfen des Vertragspartners Inländerbehand- 
lung zugesichert. Auch auf dem Gebiet der 
Schiffahrt werden die Betätigungen ausge- 
nommen, die nach den nationalen Gesetzen 
den Staatsangehörigen eines Vertragspartners 
Vorbehalten sind. 

Zu Artikel XV 

In Artikel XV wird Inländerbehandlung für 
Schiffe vereinbart, die Hilfe benötigen. 

Zu Artikel XVI 

Artikel XVI regelt das Recht der Anheuerung 
von Seeleuten im Gebiet des Vertragspart- 
ners. 

Zu Artikel XVII 

Die überseeischen Gebiete Frankreichs glie- 
dern sich wie folgt: 

1. Die überseeischen Departements (departe- 
ments d’outre-mer) außer Algerien 
Reunion 
Franz. Guayana 
Martinique 
Guadeloupe; 


2. »die überseeischen Territorien (territoires 
d’outre-mer) 

a) Französisch-Westafrika (AOF) 

b) Französisch-Äquatorialafrika (AEF) 

c) <die „territoires unitaires“; 

3. die assoziierten Territorien (territoires 
assodis) 

Togo 

Kamerun; 

4. Französisch-britisches Kondominium. 

5. Unter handelspolitischen Gesichtspunkten 
werden zu den überseeischen Gebieten 
Frankreichs von Fall zu Fall noch zu 
zählen sein 

a) die früheren assoziierten Staaten 
Laos 

Kambodscha 
Vietnam (Süd- Vietnam) 

b) die früheren Protektorate 
Marokko 

Tunesien. 

Zu Artikel XVIII 

Der in Artikel XVIII vorgesehene Gemischte 
Beratende Ausschuß soll der reibungslosen 
Durchführung des Vertrages dienen. Hervor- 
zuheben ist, daß dieser Ausschuß seine be- 
ratende und vermittelnde Tätigkeit auch 
dann ausüben kann, wenn es sich um Fragen 
handelt, deren Entscheidung in der ausschließ- 
lichen Zuständigkeit der Vertragsparteien 
nach ihrem nationalen Recht liegt. Hierzu 
gehören insbesondere die in Nr. 3 des 
Protokolls im einzelnen aufgeführten Tat- 
bestände. 

Zu Artikel XIX 

Die Schiedsklausel in Artikel XIX gewähr- 
leistet, daß Streitigkeiten aus dem Vertrage, 
soweit sie nicht von dem Gemischten Be- 
ratenden Ausschuß oder auf diplomatischem 
Wege beigelegt worden sind, durch ein 
Schiedsgericht entschieden werden können. 

Gemäß Nr. 3 des Protokolls haben die Par- 
teien das Recht, gewisse Tatbestände, die in 
den Vertragsbestimmungen enthalten und in 
Nr. 3 des Protokolls abschließend aufgeführt 
sind, nach ihren innerstaatlichen Grundsätzen 
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endgültig zu beurteilen. In Nr. 11 des Proto- 
kolls ist bestimmt, daß das Schlichtungs- und 
Schiedsverfahren des Artikels XIX auf 
Streitigkeiten, die sich aus dem vorgenannten 
Recht der Parteien ergeben können, nicht 
anwendbar ist. 

Zu Artikel XX 

Artikel XX regelt Dauer und Beendigung des 
Vertrages, der zwei Wochen nach Austausch 
der Ratifikationsurkunden in Kraft tritt und 
dann zunächst ifünf Jahre lang gilt. Er kann 
danach zu jedem späteren Zeitpunkt mit 
einer Frist von sechs Monaten gekündigt 
werden. 


III. Bemerkungen zum Protokoll 
und zu den Briefwechseln 

Zu dem Vertrag gehört als wesentlicher Be- 
standteil ein Protokoll, das zu einer Anzahl 
von Artikeln Erläuterungen und bindende 
Auslegungen gibt. Soweit erforderlich, ist bei 
der Erläuterung der einzelnen Vertrags- 
bestimmungen auf die betreffende Bestim- 
mung des Protokolls Bezug genommen. 

Das Protokoll enthält auch die Berlin-Klausel. 

Die Briefwechsel Nr. 1 bis 3 sind ebenfalls 
ein integrierender Bestandteil des Vertrages. 
Sie beziehen sich auf die Artikel V und VI 
des Vertrages (Nr. 1), Artikel XVIII (Nr. 2) 
sowie die Tätigkeiten bezüglich der Güter, 
die zum Zuständigkeitsbereich der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
gehören (Nr. 3). Erläuterungen zu den Brief- 
wechseln sind bei den zugehörigen Vertrags- 
artikeln im Teil II der Begründung gegeben. 

Zur Kenntnis des Hohen Hauses ist schließ- 
lich ein Briefwechsel zwischen den beider- 
seitigen Delegationsleitern (Nr. 4) beigefügt, 
der nicht in das Ratifikationsverfahren 
einbezogen werden soll. 

Dieser Briefwechsel bezweckt, auch solchen 
Personen den Genuß der Carte de Commer- 
£ant zu verschaffen, die ohne den Besitz einer 


solchen Karte sich gewerblich betätigt haben 
und deshalb in Gefahr sind, strafweise von 
der Erteilung der Karte ausgeschlossen zu 
werden. Die in dem Briefwechsel enthaltene 
Zusage der Intervention soll sich weiterhin 
auf die Verfahren beziehen, in denen deutsche 
Firmen wegen ihrer in Frankreich während 
der deutschen Besetzung erzielten Gewinne 
mit Geldstrafen belegt worden sind oder eine 
Bestrafung nach den gültigen Vorschriften 
noch zu gewärtigen haben. Es soll erreicht 
werden, daß verhängte Strafen nicht voll- 
streckt und anhängige Verfahren nieder- 
geschlagen werden. Auch die Aufhebung von 
Maßnahmen genereller Art gegen das deut- 
sche Vermögen in Frankreich soll durch den 
Briefwechsel Nr. 4 gefördert werden. 


IV. Begründung zu dem 
Zustimmungsgesetz 

Zu Artikel 1 

Der Vertrag bedarf gemäß Artikel 59 Abs. 2 
GG der Zustimmung der gesetzgebenden 
Körperschaften in der Form eines Bundes- 
gesetzes, da er die politischen Beziehungen 
des Bundes regelt und sich auf Gegenstände 
der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Der Vertrag soll auch auf das Land Berlin 
Anwendung finden; das Gesetz enthält daher 
die übliche Berlin-Klausel. Die völkerrecht- 
liche Einbeziehung des Landes Berlin in den 
Vertrag ist im Protokoll vereinbart. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht 
dem Erfordernis des Artikels 82 Abs. 2 GG. 

Der Tag, an dem der Vertrag für die Bundes- 
republik völkerrechtlich wirksam wird, 
richtet sich nach den Bestimmungen seines 
Artikels XX und ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 
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Niederlassungs- und Schiffahrtsvertrag 
zwischen 

der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik 

Convention d'fitablissement et de Navigation 

entre 

la Republique Föderale d'Allemagne et la Republique Fran^aise 


DER PRÄSIDENT 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DER PRÄSIDENT DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK, 

VON DEM WUNSCHE GELEITET, die Stellung der 
Staatsangehörigen beider Staaten, die sich im Gebiet des 
anderen Staates befinden, ebenso wie die Angelegen- 
heiten der Seeschiffahrt entsprechend den zwischen bei- 
den Staaten bestehenden freundschaftlichen Beziehungen 
zu regeln, haben beschlossen, einen Niederlassungs- und 
Schiffahrtsvertrag abzuschließen, und zu diesem Zweck 
Bevollmächtigte ernannt, und zwar 

der Präsident der Bundesrepublik Deutschland: 

Herrn Dr. Heinrich von Brentano, 
Bundesminister des Auswärtigen, 

der Präsident der Französischen Republik: 

Herrn Christian Pinea u, 

Minister für Auswärtige Angelegenheiten 
welche nach Austausch ihrer als ordnungsmäßig befun- 
denen Vollmachten die folgenden Vorschriften verein- 
bart haben: 

Artikel I 

(1) Die Staatsangehörigen einer Vertragspartei dürfen 
das Gebiet der anderen Vertragspartei nach Maßgabe 
der geltenden Gesetze und Verordnungen betreten, sich 
dort vorübergehend aufhalten, darin reisen und es jeder- 
zeit verlassen. 

(2) Die Einreise in das Gebiet der einen Vertragspartei 
kann indessen den Staatsangehörigen der anderen Ver- 
tragspartei verweigert werden, wenn ihre Anwesenheit 
die öffentliche Ordnung, die Sicherheit, die Volksgesund- 
heit oder die Sittlichkeit gefährden würde. 

Artikel II 

Jede Vertragspartei wird nach Maßgabe der Vorschrif- 
ten des Artikels I in dem Umfang, in dem ihre wirtschaft- 
lichen und sozialen Verhältnisse es irgend gestatten, den 
Staatsangehörigen der anderen Vertragspartei die Mög- 
lichkeit eines längeren oder dauernden Aufenthalts in 
ihrem Gebiet eröffnen. 

Artikel III 

(1) Die Staatsangehörigen einer Vertragspartei, die 
ihren ordnungsmäßigen Aufenthalt im Gebiet der anderen 
Vertragspartei haben, dürfen nur ausgewiesen werden, 
wenn sie die Sicherheit des Staates gefährden oder gegen 
die öffentliche Ordnung oder die Sittlichkeit verstoßen. 


LE PRESIDENT 

DE LA REPUBLIQUE FEdERALE D'ALLEMAGNE, 
et 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE FRANCHISE, 

DESIREUX de determiner, dans un sens conforme aux 
relations amicales qui existent entre les deux pays, la 
Situation des ressortissants des deux Etats sur le ter- 
ritoire de l’autre ainsi que les regles relatives ä la navi- 
gation maritime, ont resolu de conclure une Convention 
d’etablissement et de navigation et ont designe, ä cet 
eflet, pour leurs Plenipotentiaires respeciifs, savoir: 

Le President de la Republique Föderale d’Allemagne: 

Monsieur Heinrich von Brentano, 

Ministre des Affaires Etrangeres 

Le President de la Republique Frangaise: 

Monsieur Christian Pinea u, 

Ministre des Affaires Etrangeres 
lesquels, apres avoir echange leurs plcins pouvohs 
trouves en bonnc et due forme, sont convenus des dis- 
positions suivantes: 

A r t i c 1 e I 

1. Les ressortissants de l’une des Parties Contractant.es 
ont la faculte d’entrer sur le territoire de l'autre Partie, 
d'y sejourner ä titre temporaire, d'y voyager et den 
sortir ä tout moment, sous reserve des lois et reglemonts 
en vigueur. 

2. Toutefois, l'entrec du territoire de Tune des Parties 
Contractantes pourra etre refusee aux ressortissants de 
l’autre Partie dont la presence menacerait Tordre public, 
la securite, la sante publique ou les bonnes moeurs. 


A r ti c 1 e II 

Sous reserve des dispositions de l'article I, chacune 
des Parties Contractantes facilitera, dans tonte la mesure 
permise par son etat economique et social, aux ressortis- 
sants de l’autre Partie, leur residence prolongee ou per- 
manente sur son territoire. 


A r t i c 1 e III 

1. Les ressortissants de l'une des Parties Contractantes 
residant regulierement sur le territoire de l’autre Partie 
ne peuvent etre expulses que s'ils menacent la securite 
de TEtat ou ont contrevenu ä l'ordre public ou aux bon- 
nes moeurs. 
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(2) Wenn die Ausweisung nicht aus zwingenden Grün- 
den der Sicherheit des Staates vorgenommen werden soll, 
dürfen die Staatsangehörigen einer Vertragspartei, die seit 
mehr als einem Jahr ihren ordnungsmäßigen Aufenthalt 
im Gebiet der anderen Vertragspartei haben, nur ausge- 
wiesen werden, wenn ihnen Gelegenheit gegeben worden 
ist, Gegenvorstellungen zu erheben, ein Rechtsmittel ein- 
zulegen, oder sich zu diesem Zweck vor der zuständigen 
Behörde vertreten zu lassen. 

(3) Die Staatsangehörigen einer Vertragspartei, die 
ihren ordnungsmäßigen Aufenthalt seit mehr als zehn 
Jahren im Gebiet der anderen Vertragspartei haben, 
dürfen nur ausgewiesen werden, wenn sie die Sicherheit 
des Staates gefährden, oder wenn die anderen in Abs. (1) 
aufgeführten Gründe besonders schwerwiegend sind. 


Artikel IV 

(1) Jede Vertragspartei gewährt den Staatsangehörigen 
lind, soweit dies in Betracht kommt, den Gesellschaften 
der anderen Vertragspartei alle bürgerlichen Rechte so- 
wohl personenrechtlicher als auch vermögensrechtlicher 
Natur-, ausgenommen sind Rechte, die nach den in ihrem 
Gebiet gegenwärtig oder künftig geltenden Gesetzen und 
Verordnungen den eigenen Staatsangehörigen Vorbehal- 
ten oder einer Sonderregelung unterworfen sind, sowie 
die Rechte, deren Gewährung nach den in ihrem Gebiet 
gegenwärtig oder künftig geltenden Gesetzen und Ver- 
ordnungen von der Gegenseitigkeit abhängio ist. 

(2) Die Vertragsparteien können nach Inkrafttreten 
dieses Vertrages neue Beschränkungen hinsichtlich der in 
Abs. (1) erwähnten Rechte nur einführen, wenn hierfür 
Gründe der Sicherheit des Staates oder der Landesvertei- 
digung vorliegen, oder wenn die Vertragsparteien sich 
hierzu aus zwingenden wirtschaftlichen oder sozialen 
Gründen oder zur Verhinderung des spekulativen An- 
kaufs lebenswichtiger Versorgungsquellen des Landes 
genötigt sehen. 

(3) Die Vertragsparteien verpflichten sich, spätestens 
zum Zeitpunkt des Austausches der Ratifikationsurkunden 
zu diesem Vertrag ein Verzeichnis der Gesetze und Ver- 
ordnungen vorzulegen, welche die in Abs. (1) erwähnten 
Beschränkungen enthalten und die ihren eigenen Staats- 
angehörigen den Erwerb, den Besitz, die Nutzung und 
die Verfügung über bestimmte Güter Vorbehalten oder 
von einer besonderen Regelung oder der Gegenseitigkeit 
abhängig machen. 

(4) Jede Vertragspartei wird bestrebt sein, zugunsten 
der Staatsangehörigen der anderen Vertragspartei ihr 
Verzeichnis der Beschränkungen zu verkleinern. Sie wird 
ferner bestrebt sein, den Staatsangehörigen der anderen 
Vertragspartei die Ausnahmen zugute kommen zu lassen, 
die in Gesetzen und Verordnungen zugunsten von Aus- 
ländern vorgesehen sind. 

Artikel V 

(1) Jede Vertragspartei wird in ihrem Gebiet den 
Staatsangehörigen der anderen Vertragspartei gestatten, 
jede selbständige oder unselbständige berufliche Tätig- 
keit in gleicher Weise wie die eigenen Staatsangehörigen 
auszuüben, sofern nicht wichtige Gründe wirtschaftlicher 
oder sozialer Art der Erteilung einer Genehmigung ent- 
gegenstehen. 

(2) Die Bestimmungen des Absatzes (1) finden keine 
Anwendung auf diejenigen Tätigkeiten, welche den 
eigenen Staatsangehörigen Vorbehalten sind, oder deren 
Ausübung durch Ausländer Gegenseitigkeit voraussetzt 
oder einer Sonderregelung unterliegt. 


2. Ceux d'entre eux qui resident regulierement depuis 
plus d’une annee sur le territoire de l'une des Parties Con- 
tractantes ne peuvent faire l'objet d une mesure d expul- 
sion qu'apres avoir ete admis, ä moins de motifs im- 
perieux touchant ä la securite de l’Etat, ä faire valoir 
les raisons qu'ils peuvent invoquer contre leur expulsion, 
ä presenter un recours ä cet effet ou ä se faire represen- 
ter devant une autorite competente. 

3. Les ressortissants de l'une des Parties Contractantes 
residant regulierement depuis plus de dix ans sur le 
territoire de l'autre Partie ne peuvent etre expulses que 
pour des raisons touchant ä la securite de l'Etat ou si les 
autres raisons mentionnees au paragraphe 1 revetent 
un caractere particulier de gravite. 


Ar fiele IV 

1. A l'exception des droits que les dispositions legisla- 
tives ou reglementaires qui sont ou seraient inises en 
vigueur sur leur territoire reservent aux nationaux, ou 
soumettent ä une reglementation speciale, ou dont eiles 
subordonnent la juissance ä la reciprocite, chacune des 
Parties Contractantes reconnait aux ressortissants et, le 
cas echeant, aux societes de l'autre Partie la jouissance 
de tous les droits civils, soit de nature personnelle, soit 
de nature patrimoniale. 


2. Les Parties Contractantes ne pourront, apres l'entree 
en vigueur de la presente Convention, introduire de 
nouvelles restrictions ä la jouissance des droits mention- 
nes au paragraphe 1 que pour des raisons relevant de la 
securite ou de la defense nationale, ou si eiles se voient 
dans la necessite de le faire pour des raisons imperieuses 
de caractere economique ou social, ou pour empeeher 
laccaparement des ressources vitales du pays. 

3. Les Parties Contractantes s'engagent ä remettre 
au plus tard au moment de l’echange des instruments 
de ratification de la presente Convention une liste 
des dispositions legislatives ou reglementaires con- 
tenant les restrictions visees au paragraphe 1 et qui 
reservent ä leurs propres ressortissants l'acquisition, la 
possession, la jouissance et la disposition de certains 
biens ou les font dependre d'une reglementation speciale 
ou de la reciprocite. 

4. Chacune des Parties Contractantes s'efforcera de 
reduire, en faveur des ressortissants de l'autre Partie, 
sa liste de restrictions. Elle s'efforcera egalement de faire 
beneficier les ressortissants de 1 autre Partie des excep- 
tions admises par les dispositions legislatives ou regle- 
mentaires en faveur des etrangers. 


Article V 

1. Chacune des Parties Contractantes autorisera sur 
son territoire les ressortissants de l'autre Partie ä 
exercer sur un pied d'egalite avec les nationaux toute 
activite professionnelle, salariee ou non salariee, ä moins 
que des raisons serieuses de caractere economique ou 
social ne s opposent ä l'octroi de l’autorisation. 

2. Les dispositions du paragraphe 1 ne s'appliquent 
pas aux activites reservees aux nationaux ou dont 
l’exercice par les etrangers est soumis a la condition de 
reciprocite ou ä une reglementation speciale. 
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(3) Die gegen Entgelt beschäftigten Staatsangehörigen 
der einen Vertragspartei werden im Gebiet der anderen 
Vertragspartei hinsichtlich des Inhalts, der Begründung 
und der Beendigung von Arbeitsverhältnissen, des Ar- 
beitsentgeltes, des bezahlten Urlaubs, des Arbeitsschutzes, 
der Arbeitszeit, des Zulassungsalters zur Arbeit sowie 
hinsichtlich des Schutzes von Frauen und Jugendlichen, 
ebenso günstig behandelt wie eigene Staatsangehörige, 
soweit diese Materien durch Gesetze und Verordnungen 
sowie durch Anordnungen oder andere Maßnahmen der 
Verwaltung geregelt sind. 

(4) Diese Gleichbehandlung erstreckt sich auf Gesetze 
und Verordnungen sowie Anordnungen und andere Maß- 
nahmen der Verwaltung, die auf diesen Gebieten in Zu- 
kunft etwa erlassen werden. 

Artikel VI 

(1) Gesellschaften, die im Gebiet einer Vertragspartei 
ihren Sitz haben und nach den Gesetzen dieser Vertrags- 
partei ordnungsmäßig errichtet sind, werden von der 
anderen Vertragspartei als zu Recht bestehend anerkannt, 
sofern nicht ihre Errichtung oder ihr Zweck gegen die 
öffentliche Ordnung dieser Vertragspartei verstößt. 

(2) Die Gesellschaften einer Vertragspartei können sich 
im Gebiet der anderen Vertragspartei nach Maßgabe der 
geltenden Gesetze und Verordnungen betätigen und ins- 
besondere dort Zweigniederlassungen, Agenturen oder 
Geschäftsstellen errichten und unterhalten. 

(3) Die Staatsangehörigen und Gesellschaften einer 
Vertragspartei sind nach Maßgabe der Bestimmungen des 
Artikels V Abs. (1) und (2) berechtigt, im Gebiet der 
anderen Vertragspartei Gesellschaften zu errichten, sich 
an ihrer Errichtung zu beteiligen oder Beteiligungen an 
Gesellschaften der anderen Vertragspartei zu erwerben. 
Unter den gleichen Voraussetzungen sind die Staatsange- 
hörigen beider Vertragsparteien berechtigt, alle Funk- 
tionen der Leitung, der Geschäftsführung, der Verwal- 
tung und der Aufsicht in diesen Gesellschaften auszu- 
üben. 

Artikel VII 

(1) Die Staatsangehörigen einer Vertragspartei, die als 
Handelsreisende oder Handelsvertreter für ein Unter- 
nehmen, dessen Hauptniederlassung sich im Gebiet dieser 
Vertragspartei befindet, Handelsgeschäfte vermitteln oder 
abschließen, bedürfen zur Ausübung ihrer Tätigkeit im 
Gebiet der anderen Vertragspartei keiner Genehmigung, 
sofern sie sich dort nicht länger als zwei Monate in 
jedem Halbjahr auflralten. 

(2) Die Ausübung der in Abs. (1) genannten Rechte kann 
indessen davon abhängig gemacht werden, daß ein von 
den Behörden des Heimatstaates ausgestellter Ausweis 
beigebracht wird, der dem Muster des am 3. November 
1923 in Genf Unterzeichneten Internationalen Abkommens 
zur Vereinfadrung der Zollförmlichkeiten entspricht. 
Dieser Ausweis (Legitimationskarte) bedarf keines kon- 
sularischen oder sonstigen Sichtvermerkes. 

(3) Die Bestimmungen des am 7. November 1952 in Genf 
Unterzeichneten Abkommens zur Erleichterung der Einfuhr 
von Warenmustern und Werbematerial finden auf die in 
Abs. (1) genannten Staatsangehörigen der Vertragspar- 
teien Anwendung. 

Artikel VIII 

(1) Die Staatsangehörigen und Gesellschaften einer 
Vertragspartei haben im Gebiet der anderen Vertrags- 
partei bei der Verfolgung und Verteidigung ihrer Rechte 
und Interessen ungehinderten Zugang zu den Gerichten 
aller Instanzen. Sie genießen in dieser Hinsicht die glei- 
chen Rechte und Vorteile wie die eigenen Staatsange- 
hörigen. 


3. Les travailleurs salaries de l'une des deux Parties 
Contractantes jouiront, sur le territoire de l'autre Partie, 
d’un traitement aussi favorable que celui accorde aux 
nationaux en ce qui concerne les clauses du contrat de 
travail, sa conclusion, sa resiliation, ia remuneration, les 
conges payes, l'hygiene et la securite des travailleurs, la 
duree du travail, l äge d'admission au travail, ainsi que 
la protection du travail des femmes et des enfants, pour 
autant que ces matteres soient reglees par des disposi- 
tions legislatives ou reglementaires ou par des dis- 
positions ou des reglements administratifs. 

4. Cette egalite de traitement s'etendra aussi ä toutes 
les dispositions legislatives ou reglementaires ainsi 
qu'aux dispositions ou reglements administratifs qui 
pourraient intervenir ulterieurement en ces matieres. 

Article VI 

1. Sont reconnues par chacune des Parties Contrac- 
tantes comme existant regulierement, sous reserve que 
rien dans leur Constitution ou leur objet ne soit con- 
traire ä l’ordre public de cette Partie, les societes legale- 
ment constituees sur le territoire de l’autre Partie et qui 
y ont leur siege social. 

2. Les societes de l'une des Parties Contractantes 
peuvent exercer leur activite sur le territoire de l'autre 
Partie et notamment y creer et y entretenir des suc- 
cursales, agences ou bureaux sous reserve des lois et 
reglements en vigueur. 

3. Dans les conditions prevues ä l'article V, para- 
graphes 1 et 2, les ressortissants et les societes de cha- 
cune des Parties Contractantes sont autorises ä fonder 
des societes sur le territoire de l'autre Partie, ä participer 
ä la foridation de societes ou ä prendre des participa- 
tions dans les societes de l'autre Partie. Dans les meines 
conditions, les ressortissants de chaque Partie Contrac- 
tante sont autorises ä exercer toutes fonctions concer- 
nant la direction, la gestion, l'administration et la sur- 
veillance de ces societes. 

Article VII 

1. Les voyageurs de commerce et agents commerciaux, 
ressortissants de l’une des Parties Contractantes, qui 
negocient ou concluent des actes de commerce pour une 
entreprise ayant son centre principal d’aetivite sur le 
territoire de cette Partie, peuvent, sans autorisation, 
exercer leur activite. sur le territoire de l'autre Partie, 
ä condition de ne pas y sejourner plus de deux mois par 
semestre. 

2. L'exercice des droits vises au paragraphe 1 peut 
toutefois etre subordonne ä la production par l’interesse 
dune piece etablie par les autorites du pays d'origine 
selon le modele prevu par l’accord international signe 
le 3 novembre 1923 ä Geneve, en vue de la simplifica- 
tion des formalites douanieres. Ladite piece (Carte de 
legitimation) n'a pas ä etre revetue d’un visa consulaire 
ou de tout autre visa. 

3. Les dispositions de l’accord signe le 7 novembre 1952 
ä Geneve en vue de faciliter l’importation des echantil- 
lons commerciaux et du materiel publicitaire sont appli- 
cables aux ressortissants des Parties Contractantes vises 
au paragraphe 1. 

Article VIII 

1. Les ressortissants et les societes de chacune des 
Parties Contractantes ont, sur le territoire de l'autre 
Partie, libre et facile acces devant les tribunaux ä tous 
les degres de juridiction, tant pour reclamer que pour 
defendre leurs droits et interets. Ils jouissent, ä cet 
egard, des memes droits et avantages que les nationaux. 
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{2) Für die Sicherheitsleistung für Prozeßkosten und 
die Bewilligung des Armenrechts sind die zwischen den 
Vertragsparteien getroffenen oder noch zu treffenden 
Vereinbarungen maßgebend. 

Artikel IX 

(1) Die Staatsangehörigen und Gesellschaften einer 
Vertragspartei unterliegen vorbehaltlich der in Doppel- 
besteuerungsabkommen vorgesehenen Bestimmungen im 
Gebiet der anderen Vertragspartei keinen anderen oder 
höheren Abgaben, Gebühren oder Steuern, gleich welcher 
Art oder Bezeichnung, als sie von Staatsangehörigen und 
Gesellschaften der anderen Vertragspartei unter gleichen 
Verhältnissen erhoben werden. Ihnen stehen unter den 
gleichen Voraussetzungen wie den eigenen Staatsange- 
hörigen Befreiungen, Ermäßigungen des Steuergrund- 
betrages, Steuerabzüge oder Steuernachlässe für Famiüen- 
unterhaltskosten zu. 

(2) Die Bestimmungen des Absatzes (1) stehen einer 
etwaigen Erhebung von Gebühren für Aufenthaltsgeneh- 
migungen oder Genehmigungen für die Berufsausübung 
nicht entgegen, wenn solche Gebühren auch von anderen 
Ausländern erhoben werden. Die Gebühren dürfen die 
von den Staatsangehörigen oder den Gesellschaften 
anderer Staaten erhobenen Gebühren nicht übersteigen. 

Artikel X 

(1) Die Staatsangehörigen und Gesellschaften beider 
Vertragsparteien können zu Requisitionen jeglicher Art 
nur in gleicher Weise wie die eigenen Staatsangehörigen 
herangezogen werden und haben Anspruch auf Entschä- 
digung, wie sie diesen nach den geltenden gesetzlichen 
Vorschriften gewährt wird. Ihnen steht hinsichtlich der 
Rechtmäßigkeit der Requisitionen und der Höhe der Ent- 
schädigungen der gleiche Rechtsschutz wie den eigenen 
Staatsangehörigen zu. 

(2) Die Verkehrsflugzeuge und Schiffe einer Vertrags- 
partei sind in Friedenszeiten von Requisitionen seitens 
der anderen Vertragspartei ausgeschlossen. 

(3) Die Staatsangehörigen einer Vertragspartei sind 
im Gebiet der anderen Vertragspartei vorbehaltlich eines 
besonderen Abkommens zur Regelung von Einzelfällen 
von jedem Militärdienst befreit. Die Befreiung erstreckt 
sich auch auf alle persönlichen Leistungen militärischer 
Art sowie auf alle Geld- und Sachleistungen, die als 
Ersatz für diese Dienste oder Leistungen erhoben werden. 


Artikel XI 

Jede Vertragspartei verpflichtet sich, über Güter, Rechte 
und Interessen, die sich in ihrem Gebiet im rechtmäßigen 
Besitz von Staatsangehörigen und Gesellschaften der 
anderen Vertragspartei befinden, keine Maßnahme der 
Verfügung, Beschränkung oder Enteignung aus Gründen 
des öffentlichen Wohls zu treffen, die nicht unter den 
gleichen Voraussetzungen gegenüber den eigenen Staats- 
angehörigen zulässig wäre. Das gleiche gilt für die Ent- 
schädigungen, die auf Grund dieser Maßnahmen zu leisten 
sind. Die Staatsangehörigen und Gesellschaften der 
anderen Partei genießen hinsichtlich der Rechtmäßigkeit 
der Enteignung und der Höhe der Entschädigung den 
gleichen Rechtsschutz wie die eigenen Staatsangehörigen. 

Artikel XII 

Die Vertragsparteien, die sich zum Grundsatz des freien 
Wettbewerbs und der freien Flaggenwahl bekennen, 
werden beide im Rahmen der Bestimmungen dieses Ver- 
trages, der sich nur auf Seeschiffahrt bezieht, die Freiheit 
der Schiffahrt zwischen ihren Gebieten wahren. 


2. Les questions relatives ä la caution judicatum solvi 
et ä l'assistance judiciaire seront reglees entre les Par- 
ties Contractantes conformement aux accords intervenus 
ou ä intervenir entre elles. 

A r ti cl e IX 

1. Sous reserve des dispositions contenues dans les 
accords de doubles impositions, les ressortissants et les 
societes' de chacune des Parties Contractantes ne seront 
pas assujettis, sur le territoire de l’autre Partie, ä des 
droits, taxes ou contributions, sous quelque denomina- 
tion que ce soit, autres ou plus eleves que ceux pergus 
sur les ressortissants et les societes de l'autre Partie se 
trouvant dans la meme Situation. Ils beneficieront, dans 
les memes conditions que les nationaux, des exemptions, 
abattements ä la base, deductions et reductions d'impöts 
accordes pour charges de famille. 

2. Les dispositions du paragraphe 1 ne font pas obstacle 
a la perception. le cas echeant, des taxes afferentes ä la 
delivrance des autorisations de sejour ou dexercice 
d une activite professionnelle, si ces taxes sont egale- 
ment pergues sur les autres etrangers. Le taux de ces 
taxes ne pourra etre superieur ä celui des taxes pergues 
sur les ressortissants et les societes de tout autre Etat. 

A r t i c 1 e X 

1. Les ressortissants et societes des Parties Contrac- 
tantes ne seront astreints qu’aux requisitions de quelque 
nature que ce soit imposees aux nationaux et auront 
droit aux indemnites accordees ä ces derniers par les 
lois en vigueur. Ils beneficieront des memes garanties 
que les nationaux en ce qui concerne la legitimite de la 
requisition et le montant de l'indemnite. 


2. En temps de paix, les aeronefs ä usage commercial 
et les navires des Parties Contractantes ne peuvent faire 
l’objet d'une requisition, de la part de l'autre Partie. 

3. Les ressortissants des Parties Contractantes, sous 
reserve des cas particuliers qui seraient regles par un 
accord special, sont exempts, sur le territoire de l'autre 
Partie, de tout Service militaire dans les armees regu- 
lieres, les gardes ou les milices et de toutes prestations 
militaires personnelies, ainsi que de toutes contributions 
en argent ou en nature pergues en remplacement de ce 
Service ou de ces prestations. 

Ar tic le XI 

Chacune des Parties Contractantes sengage ä ne 
prendre, ä l'egard des biens, droits et interets legalement 
possedes sur son territoire par les ressortissants et les 
societes de l'autre Partie, aucune mesure de disposition, 
de limitation ou d'expropriation pour cause d'utilite 
publique qui ne serait pas applicable, dans les memes 
conditions, ä ses nationaux. II en sera de meme pour les 
indemnites auxquelles ces mesures donneront lieu. Les 
ressortissants et les societes de l'autre Partie beneficie- 
ront des memes garanties que les nationaux en ce qui 
concerne la legitimite de l expropriation et le montant 
de l’indemnite. 


A r t i c 1 e XII 

Les Parties Contractantes, attachees aux principes de 
la libre concurrence et du libre choix du pavillon, recon- 
naissent la liberte de navigation entre leurs deux ter- 
ritoires dans le cadre des dispositions de la presente 
Convention qui sapplique uniquement ä la navigation 
maritime. 
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Artikel XIII 

(1) Schiffe im Sinne dieses Vertrages sind Seeschiffe 
aller Art, ohne Rücksicht darauf, ob sie im privaten oder 
öffentlichen Eigentum stehen oder privat oder öffentlich 
betrieben werden; Kriegsschiffe sind ausgenommen. 

(2) Schiffe unter der Flagge einer Vertragspartei gelten 
als Schiffe dieser Vertragspartei, wenn sie die Papiere 
mit sich führen, die nach deren Recht zuin Nachweis der 
Nationalität vorgeschrieben sind. 

(3) Die von den zuständigen Behörden ausgestellten 
Schiffsmeßbriefe werden gegenseitig anerkannt. Die 
Schiffahrtsgebühren und Schiffahrtsabgaben werden auf 
Grund dieser Meßbriefe ohne eine neue Vermessung nach 
den Bestimmungen berechnet und entrichtet, die im Ge- 
biet der anderen Partei gelten, es sei denn, daß der Zu- 
stand des Schiffes bei der Vorführung vor den Zollbe- 
hörden den Angaben des Meßbriefes offenbar nicht ent- 
spricht. 

(4) Die Gesetze und Verordnungen beider Vertrags- 
parteien über Bemannung, Ausrüstung, Einrichtung und 
Unterhaltung von Fahrgast- und Frachtschiffen sowie 
über den Schutz des menschlichen Lebens auf See und 
die auf Grund dieser Vorschriften erteilten Zeugnisse 
werden gegenseitig anerkannt. Jedes Schiff einer Ver- 
tragspartei, das im Besitz dieser Zeugnisse ist, unter- 
liegt in den Häfen der anderen Vertragspartei der Kon- 
trolle des von ihr beauftragten Beamten nur, soweit diese 
Kontrolle den Zweck verfolgt, festzustellen, ob gültige 
Zeugnisse an Bord vorhanden sind. Die Zeugnisse werden 
als ausreichend angesehen, es sei denn, daß nach Ansicht 
des mit der Kontrolle beauftragten Beamten der Zustand 
der Seetüchtigkeit den im Zeugnis enthaltenen Angaben 
im wesentlichen nicht entspricht und das Schiff nicht ohne 
Gefahr für seine Fahrgäste und Besatzung auslaufen kann. 
In diesem Falle kann der mit der Kontrolle beauftragte 
Beamte geeignete Schritte unternehmen, um die Abfahrt 
des Schiffes zu verhindern. Er hat sofort schriftlich den 
Konsul der anderen Vertragspartei von der getroffenen 
Entscheidung und den Umständen zu unterrichten, die sie 
veranlaßt haben. 

Artikel XIV 

(1) Jede Vertragspartei sichert den Schiffen unter der 
Flagge der anderen Partei in ihren Häfen die gleiche 
Behandlung wie ihren eigenen Schiffen zu. Dies gilt für 
die Zollförmlichkeiten, die Erhebung von Gebühren und 
Ilafenabgaben, den freien Zugang zu den Häfen, ihre 
Benutzung sowie für alle Erleichterungen, die der Schiff- 
fahrt und den wirtschaftlichen Betätigungen in bezug auf 
Schiffe, ihre Besatzungen, Fahrgäste und Güter gewährt 
werden. Hierzu gehören insbesondere die Zuweisung von 
Liegeplätzen am Kai und Erleichterungen beim Laden 
und Löschen. 

(2) Die Bestimmungen des vorstehenden Absatzes gel- 
ten nicht für die nach den Gesetzen der Vertragsparteien 
auf dem Gebiet der Schiffahrt vorbehaltenen Betätigungen 
und Transporte, insbesondere die Hafen- und Schlepp- 
dienste, das Lotswesen, die nationale Küstenschiffahrt 
und die Fischerei auf See. 

Artikel XV 

(1) Wenn ein Schiff der einen Vertragspartei in der 
Nähe der Küste der anderen Vertragspartei strandet oder 
schiffbrüchig wird oder in Seenot ist und einen Hafen 
der anderen Vertragspartei anlaufen muß, so gewährt 
diese dem Schiff und den an Bord befindlichen Personen 
und Gütern Schutz und Hilfe wie den Schiffen un er 
eigener Flagge; sie wird ferner dem Schiff nach dessen 
Ausbesserung die Weiterfahrt gestatten. 


Article XIII 

1. Aux fermes de la presente Convention, l'expression 
« navires » comprend toutes les categories de bätiments 
de mer, qu'ils appartiennent ä ou soient exploites par 
l'Etat ou des particuliers. Cette expression ne vise pas 
les navires de guerre. 

2. Les navires battant pavillon de l’une des Parties 
Contractantes et porteurs des documents prescrits par la 
legislation de celle-ci pour etablir leur nationalite sont 
consideres comme navires de ladite Partie. 

3. Les certificats de jauge delivres par les autorites 
competentes sont reconnus par les deux Parties. Le cal- 
cul et le paiement des droits et taxes de navigation se 
font sur la base de ces certificats de jauge sans qu il 
soit procede ä un nouveau jaugeage conforme aux dis- 
positions applicables sur le territoire de l'autre Partie, 
ä condition toutefois que lesdits certificats s'appliquent 
bien aux navires tels qu'ils ont ete presentes au moment 
de la mise en douane. 

4. Sont reconnus par chacune des Parties Contractantes 
les dispositions legales et reglementaires de l'autre Par- 
tie concernant l'equipage, l’armement, Linstallation et 
l’entretien des navires ä passagers et des navires de 
Charge ainsi que la protection de la vie humaine en mer. 
Sont egalement reconnus les certificats delivres en vertu 
de ces dispositions. Tout navire de l’une des Parties Con- 
tractantes possedant les certificats susvises est sujet 
dans les ports de l'autre Partie au contröle du fonction- 
naire düment habilite par cette Partie, dans la mesure ou 
ce contröle a pour objet de verifier qu’il existe ä bord 
des certificats valables. Ces certificats seront consideres 
comme suffisants ä moins que, de l'avis du fonctionnaire 
Charge du contröle, l'etat de navigabilite du navire ne 
corresponde pas en substance aux indications qui y sont 
portces et qu'il ne puisse prendre la mer sans danger 
pour ses passagers ou pour son equipage. Le fonction- 
niare Charge du contröle prend, dans ce cas, toutes dis- 
positions convcnables pour empecher le depart du navire 
et informe immediatement et par ecrit le Consul de 
l'autre Partie de la decision prise et des circonstances 
qui l'ont motivee. 

Article XIV 

1. Chacune des Parties Contractantes assurera dans 
ses ports aux navires battant pavillon de l'autre Partie 
le meme traitement qu'ä ses propres navires en ce qui 
concerne les formalites douanieres, la perccption des 
droits et taxes portuaires ainsi que la liberte d’acces aux 
ports, leur utilisation et toutes les commodites qu'elle 
accorde ä la navigation et aux operations commerciales 
pour les navires et leurs equipages, les passagers et les 
marchandises. Cette disposition vise notanunent l'attribu- 
tion des places ä quai et les facilites de chargement et de 
dechargcment. 

2. Les dispositions du paragraphe precedent ne s'appli- 
quent pas aux navigations, activites et transports legale- 
ment reserves par chacune des deux Parties et notam- 
ment, aux Services de port, au remorquage, au pilotage, 
au cabotage national et ä la peche maritime. 


Article XV 

1. Si un navire de l'une des Parties Contractantes 
s'echoue ou fait naufrage pres des cötes de l'autre Par- 
tie, ou s il est en detresse et doit toucher un port de 
ladite Partie, celle-ci accordera au navire ainsi qu’aux 
personnes et aux biens qui sont ä bord les memes pro- 
tection et assistance qu’ä un navire battant son propre 
pavillon. Elle lui accordera egalement l autorisation de 
poursuivre son voyage apres reparations. 


13 



(2) Die von einem gestrandeten oder schiffbrüchigen 
Schiff und seiner Ladung geretteten Gegenstände werden 
dem Eigentümer oder seinem Vertreter zurückgegeben, 
wenn der Berechtigte seinen Anspruch innerhalb der vom 
Gesetz vorgeschriebenen Frist nachweist. Wenn solche 
Gegenstände verkauft worden sind, wird der Reinerlös 
aus dem Verkauf nach Abzug etwaiger Abgaben und 
Zölle dem Eigentümer oder seinem Vertreter, sofern der 
oben erwähnte Nachweis erbracht ist, zur Verfügung ge- 
stellt. Die Bergungskosten und andere Kosten, die bei 
der Bergung entstanden sind, werden nach den für die 
eigenen Staatsangehörigen geltenden Bestimmungen be- 
rechnet. 

(3) Vorbehaltlich der Gesetze und Verordnungen, die 
sich auf Strandung, beziehen, werden die geborgenen 
Schiffe und Gegenstände von allen Abgaben und Zöllen 
befreit, vorausgesetzt, daß sie nicht für den inländischen 
Gebrauch oder Verbrauch bestimmt sind. Sie können je- 
doch in diesem Falle bis zu ihrer Wiederausfuhr Zoll- 
sicherungsmaßnahmen unterworfen werden. 

Artikel XVI 

Vorbehaltlich der Gesetze und Verordnungen, insbe- 
sondere über die Staatsangehörigkeit der Besatzungs- 
mitglieder, dürfen Kapitäne von Schiffen unter der Flagge 
der einen Vertragspartei in den Häfen der anderen Ver- 
tragspartei die zur Fortsetzung der Reise erforderlichen 
Seeleute anheuern, wenn ihre Mannschaft infolge von 
Krankheit oder aus einem anderen Grund nicht mehr 
vollzählig ist. Diese Seeleute haben das Recht, nach 
Erfüllung ihrer vertraglichen Verpflichtungen auf Kosten 
des Reeders in ihre Heimat zurückgebracht zu werden. 

Artikel XVII 

(1) Dieser Vertrag findet einerseits im Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland, andererseits im französi- 
schen Mutterland, in Algerien und in den überseeischen 
Departements Anwendung. 

(2) Der Vertrag kann auf jedes der überseeischen Ge- 
biete der französischen Republik durch Briefwechsel aus- 
gedehnt werden, durch den gegebenenfalls die Einzel- 
heiten der Anwendung des Vertrages auf diese Gebiete 
geregelt werden. 

(3) Die Artikel XII, XIII, XIV, XV und XVI gelten in- 
dessen in den überseeischen Gebieten der französischen 
Republik von dem Tage des Inkrafttretens dieses Ver- 
trages an. 

Artikel XVIII 

(1) Die Vertragsparteien setzen einen Gemischten Be- 
ratenden Ausschuß ein, der auf Ersuchen einer der beiden 
Vertragsparteien abwechselnd im Gebiet der Bundesrepu- 
blik Deutschland und in Frankreich Zusammentritt. 

(2) Der Ausschuß hat die Aufgabe, die Fragen zu 
prüfen, die bei der Anwendung dieses Vertrages auf- 
treten können, und den Vertragsparteien die Lösung etwa 
auftretender Schwierigkeiten zu erleichtern. 

(3) Der Ausschuß erstellt nach jeder Sitzung einen 
Bericht, der den beiden Regierungen zugeleitet wird. 

(4) Der Ausschuß setzt sich aus höchstens sechs Ver- 
tretern jeder Vertragspartei zusammen. 

Artikel XIX 

(1) Jede Streitigkeit über die Auslegung oder Anwen- 
dung dieses Vertrages, die nicht durch den Gemischten 
Beratenden Ausschuß oder auf diplomatischem Wege bei- 
gelegt werden kann, wird auf Verlangen einer der Ver- 


2. Les objets sauves d un navire echoue ou naufrage 
et de sa cargaison seront restitues au proprietaire ou ä 
son representant, pourvu qu’il justifie de son droit dans 
le delai prevu par la loi. Si lesdits objets ont ete vendus, 
le produit net de la vente, apres deduction le cas echeant 
des droits et taxes de douane exigibles, sera, aux con- 
ditions de justification susvisees, mis ä la disposition du 
proprietaire ou de son representant. Le montant des 
droits de sauvetage et des autres frais occasionnes par 
le sauvetage sera calcule d'apres les memes regles que 
celles applicables aux nationaux. 


3. Sous reserve des dispositions legislatives reglemen- 
taires concernant les epaves et les marchandises naufra- 
gees, les navires et objets sauves seront exoneres de 
tous droits et taxes de douane s'ils ne sont pas destines 
ä l'utilisation ou ä la consommation interieures; toute 
fois, dans cette hypothese, ils peuvent etre soumis ä des 
mesures de sürete douaniere, jusqu’ä reexportation. 

A r t i c 1 e XVI 

Sous reserve des dispositions legislatives et reglemen- 
taires et notamment celles relatives ä la nationalite des 
equipages, les capitaines de navires battant pavillon de 
l'une des Parties Contractantes, et dont l’equipage n'est 
pas au complet par suite de maladie ou pour tout autre 
motif, sont autorises ä engager dans les ports de l’autre 
Partie les marins necessaires ä la poursuite du voyage. 
Les marins ainsi engages auront le droit apres execution 
du contrat de se faire rapatrier aux frais de l’armateur. 


: ArticleXVII 

1. La presente Convention s applique, d’une part, ä la 
France metropolitaine, ä l’Algerie et aux Departements 
d'Outre-Mer et, d’autre part, au territoire de la Republi- 
que Föderale d'Allemagne. 

2. Elle peut etre etendue ä chacun des territoires 
d’Outre-Mer de la Republique Franqaise par un echange 
de lettres qui prevoira eventuellement les modalites de 
l’application de la Convention ä ces territoires. 

3. Toutefois les articles XII, XIII, XIV, XV et XVI 
s'appliquent aux territoires d’Outre-Mer de la Republique 
Franchise des l'entree en vigueur de la presente Con- 
vention. 

Article XVIII 

1. Les Parties Contractantes constitueront une Com- 
mission Consultative Mixte qui se reunira alternative- 
ment en France et sur le territoire de la Republique 
Föderale d'Allemagne ä la demande de l'une ou l autre 
des Parties. 

2. Elle aura pour mission d'examiner les questions que 
pourrait poser en pratique l’application de la presente 
Convention et de faciliter aux Parties la solution des 
difficultes qui pourraient survenir. 

3. La Commission etablira apres chaque session un 
rapport qui sera adresse aux deux Gouvernements. 

4. La Commission sera composee, au maximuni, de six 
representants de chaque Partie. 

Article XIX 

1. Tout differend relatif ä l'interpretation ou ä l'ap- 
plication de la presente Convention qui n'aurait pu etre 
regle par la Commission Consultative Mixte ou par voie 
diplomatique sera soumis, ä la demande d'une des Par- 
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tragsparteien einem SchUchtungsausschuß unterbreitet, 
der beauftragt ist, eine Lösung für den Streit zu suchen, 
und der sich aus einem Vertreter der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland und einem Vertreter der 
französischen Regierung zusammensetzt. Jede Regierung 
ernennt innerhalb eines Monats ihren Vertreter. 

(2) Wenn diese beiden Vertreter nicht innerhalb von 
drei Monaten, nachdem ihnen die Streitigkeit unter- 
breitet worden ist, zu einer Regelung gelangen, bestim- 
men sie im Einvernehmen miteinander ein weiteres Mit- 
glied, das nicht Staatsangehöriger der Vertragsparteien 
sein darf. Wird innerhalb von zwei Monaten über die 
Wahl dieses Mitgliedes keine Einigung erzielt, so kann 
die eine oder die andere Partei den Präsidenten des 
Internationalen Gerichtshofes bitten, ein drittes Mitglied 
des Ausschusses zu benennen. Ist der Präsident des 
Internationalen Gerichtshofes verhindert, einer Bitte um 
Benennung eines Mitgliedes eines dritten Staates zu ent- 
sprechen oder ist er Staatsangehöriger einer der beiden 
Vertragsparteien, so wird der Vizepräsident das dritte 
Mitglied des Ausschusses benennen. Wenn der Vize- 
präsident ebenfalls verhindert oder Staatsangehöriger 
einer der beiden Vertragsparteien ist, so wird die Be- 
nennung von dem ältesten Mitglied des Gerichtshofes 
vorgenommen, das nicht Staatsangehöriger einer der 
beiden Vertragsparteien ist. Der Ausschuß wird dann zu 
einem Schiedsgericht. 

(3) Das Schiedsgericht setzt seine Verfahrensordnung 
fest und beschließt mit Stimmenmehrheit seiner Mitglie- 
der. Seine Entscheidung ist endgültig und bindend. 

Artikel XX 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifizierung. Er tritt 
zwei Wochen nach Austausch der Ratifikationsurkunden 
in Kraft. 

(2) Der Vertrag ist auf die Dauer von fünf Jahren 
geschlossen und bleibt über diesen Zeitpunkt hinaus 
so lange in Kraft, bis ihn eine der Vertragsparteien mit 
einer Frist von sechs Monaten kündigt. 

ZU URKUND DESSEN haben die in gehöriger Weise 
Bevollmächtigten den vorliegenden Vertrag unterzeichnet 
und ihr Siegel beigefügt. 

GESCHEHEN zu Luxemburg am 27. Oktober 1956 in 
doppelter Urschrift in deutscher und französisdier 
Sprache, wobei der Wortlaut beider Sprachen verbind- 
lich ist. 

von Brentano Pineau 


ties, ä une Commission de Conciliation chargee de 
rechercher une solution du litige et composee d un re- 
presentant du Gouvernement fran^ais et d un represen- 
tant du Gouvernement de la Republique Föderale d'Alle- 
magne. Chaque Gouvernement designera son represen- 
tant dans un delai d un mois. 

2. Au cas oü ces deux representants ne pourraient 
parvenir ä un regiement dans les trois mois qui suivent 
la date ä laqueile le dilferend leur a ete soumis, ils 
designeront, d un commun accord, un nouveau membre 
choisi parmi les ressortissants d'un Etat tiers. A defaut 
d accord dans un delai de deux mois, sur le choix de ce 
membre, l’une ou Lautre Partie pourra demander au Pre- 
sident de la Cour Internationale de Justice de proceder 
ä la designation d'un tiers membre de la Commission. Si 
le President de la Cour Internationale de Justice est 
empeche de donner suite ä une deinande de designation 
d un membre d un Etat tiers ou s’il est ressortissant de 
l'une des deux Parties Contractantes, c'est au Vice-Presi- 
dent qu'il appartient de nommer le troisieme membre 
de la Commission. Si le Vice-President est egalement 
empeche ou s'il est ressortissant de lune des deux Par- 
ties Contractantes, la nomination appartient au membre 
de la Cour le plus äge qui n'est pas ressortissant de 
l’une des deux Parties Contractantes. La Commission 
assume alors le röle de Tribunal d' Arbitrage. 

3. Le Tribunal d' Arbitrage fixe son regiement de pro- 
cedure et statue ä la majorite des voix de ses membres. 
Sa decision est definitive et obligatoire. 

Ar fiele XX 

1. La presente Convention* sera ratifiee. Elle entrera en 
vigueur deux semaines apres Bedränge des instruments 
de ratification. 

2. Elle aura une duree de cinq ans et restera en 
vigueur apres ce terme tant que l’une des Parties Con- 
tractantes n aura pas notifie par un preavis de six mois 
son intention d en faire cesser les eifets. 

EN FOl DE QUOI les Plenipotentiaires düment autori- 
ses ont signe la presente Convention et y ont appose 
leurs sceaux. 

FAIT en double exemplaire ä Luxembourg, le 27 octo- 
bre 1956 en langues frangaise et allemande, les deux 
textes faisant egaleinent foi. 

von Brentano Pineau 
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Protokoll 

Gleichzeitig mit der heute vorgenommenen Unterzeich- 
nung eines Niederlassungs- und Schiffahrtsvertrages 
haben die unterfertigten Bevollmächtigten die folgenden 
Bestimmungen vereinbart, die einen integrierenden Be- 
standteil des Vertrages bilden sollen: 

1. Zu Artikel I Abs. (1); Artikel II; Artikel III; Artikel V; 

Artikel VI 

Soweit auf Gesetze und Verordnungen Bezug genom- 
men wird, sind hierunter allgemein Gesetze und Verord- 
nungen zu verstehen, die in dem Gebiet der Vertrags- 
parteien in Kraft sind oder in Kraft gesetzt werden, 
einschließlich der Gesetze und Verordnungen über die 
Einreise, das Reisen und den Aufenthalt von Ausländern 
in diesem Gebiet sowie die Ausübung von beruflichen 
Tätigkeiten durch diese. 

2. Zu Artikel I Abs. (3) 

Ohne daß hierdurch andere Nachweise zur Bestimmung 
der Staatsangehörigkeit ausgeschlossen werden, sind als 
Staatsangehörige einer Vertragspartei ohne weiteres alle 
Personen anzusehen, die Inhaber eines von der zustän- 
digen Behörde ihres Heimatstaates ausgestellten natio- 
nalen Passes oder eines amtlichen Personalausweises 
sind, wenn darin der Inhaber als Staatsangehöriger dieses 
Staates bezeichnet ist. 

3. Zu Artikel I Abs. (2); Artikel II; Artikel III; Artikel IV; 

Artikel V; Artikel VI und Artikel VII 

Jede Vertragspartei hat das Recht, nach ihren inner- 
staatlichen Grundsätzen, deren Beurteilung ihr allein 
zusteht, zu bestimmen: 

a. die Gründe der öffentlichen Ordnung, der Volks- 
gesundheit, der Sicherheit oder der Sittlichkeit, die 
der Einreise der Staatsangehörigen der anderen Ver- 
tragspartei in ihr Gebiet etwa entgegenstehen. Das 
gleiche gilt für die Anerkennung des Bestehens von 
Gesellschaften der anderen Vertragspartei, die in de- 
ren Gebiet rechtmäßig gegründet sind und dort ihren 
Sitz haben; 

b. die sich aus ihren wirtschaftlichen und sozialen Ver- 
hältnissen ergebenden Gründe, die der Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis für einen längeren oder dauern- 
den Aufenthalt oder der Genehmigung zur Ausübung 
einer Erwerbstätigkeit an die Staatsangehörigen der 
anderen Vertragspartei in ihrem Gebiet etwa ent- 
gegenstehen; 

c. die Tatbestände, in denen eine Gefährdung der Sicher- 
heit des Staates oder eine Beeinträchtigung der öf- 
fentlichen Ordnung oder der Sittlichkeit zu erblicken 
ist; 

d. die Gründe, die ihr das Recht geben, die Ausübung 
gewisser Rechte und Tätigkeiten ihren Staatsangehö- 
rigen vorzubehalten oder Staatsangehörige der ande- 
ren Vertragspartei insoweit Sonderbestimmungen zu 
unterwerfen; 

e. die Gründe, die eine Ausweisung rechtfertigen können 
und die „besonders schwerwiegend" sind. Hierbei sind 
das Verhalten des Betreffenden während der gesamten 
Dauer seines Aufenthaltes und seine familiären Bin- 
dungen zu berücksichtigen-, 

f. die Gründe, aus denen jede von ihnen, unbeschadet 
der von den Parteien übernommenen internationalen 
Verpflichtungen, insbesondere auf dem Gebiet der 
Schiedsgerichtsbarkeit, auf gesetzlicher Grundlage der 
nationalen Flagge Betätigungen und Transporte auf 
dem Gebiet der Schiffahrt Vorbehalten kann (vgl. Ar- 
tikel XIV Abs. (2) des Vertrages und Nr. 8 Buchstabe C 
dieses Protokolls). 


Protocole 

Au moment de proceder ä la signature de la Conven- 
tion d'etablissement et de navigation en date de ce jour, 
les Plenipotentiaires soussignes sont convenus des dis- 
positions suivantes qui font partie integrante de la 
Convention: 

1. Ad. Article I, paragraphe 1, Article II, Article III, 
Article V et Article VI 

La reference aux lois et reglements en vigueur s’entend 
en general des lois et reglements qui sont ou seraient 
mis en vigueur sur le territoire des Parties Contractan- 
tes, y compris les lois et reglements concernant les con- 
ditions d’entree, de circulation et de sejour des etrangers 
sur ce territoire, ainsi que Fexercice, par eux, d'activites 
professionnelles. 


2. Ad. Article I, paragraphe 3 

Sans prejudice d’autres methodes de determination de 
nationalite, est considere de plein droit comme ressortis- 
sant de I'une des Parties Contractantes toute personne 
titulaire d'un passeport national delivre par les autorites 
competentes de son pays ou d une piece d'identite offi- 
cielle mentionnant que son titulaire est ressortissant de 
ce pays. 

3. Ad. Article I, paragraphe 2, Article II, Article III, 
Article IV, Article V, Article VI et Article VII 

Chaque Partie a le droit d'apprecier selon des criteres 
nationaux dont eile est seule juge: 

a. les raisons relatives ä l’ordre public, ä la sante publi- 
que, ä la securite ou aux bonnes moeurs qui peuvent 
s'opposer ä l'entree sur son territoire des ressortis- 
sants de l'autre Partie ou ä la reconnaissance de 
l’existence des societes de l autre Partie qui y sont 
legal ement constituees et qui y ont leur siege social; 


b. les raisons titrees de son etat economique et social 
qui pourraient s'opposer ä loctroi d’une autorisation 
de residence prolongee ou permanente sur son ter- 
ritoire aux ressortissants de l'autre Partie ou ä 
l’autorisation d'y exercer une activite lucrative,* 


c. les circonstances qui constituent une menace ä la 
securite de l'H tat ou qui portent atteinte ä l’ordre 
public ou aux bonnes moeurs; 

d. les raisons pour lesquelles eile a le droit de reserver 
ä ses nationaux Fexercice de certains droits et activi- 
tes ou de soumettre en ces matieres les ressortissants 
de l’autre Partie ä des conditions speciales; 

e. les raisons pouvant motiver l'expulsion et qui 
revetent un « caractere particulier de gravite ». Dans 
cette appreciation, il sera tenu compte de la conduite 
qu'aura eue Finteresse pendant toute la duree de sa 
residence ainsi que de ses liens familiaux ; 

f. sans prejudice des obligations internationales as- 
sumees par les Parties, notamment en matiere d'ar- 
bitrage, les raisons pour lesquelles chacune d’elles 
peut legalement reserver au pavillon national toutes 
navigations, activites et transports (cf. Article XIV 
paragraphe 2 de la Convention et paragraphe 8, 
lettre c, du present Protocole.) 
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4. Zu Artikel VI 

Unter „Gesellschaften" im Sinne dieses Vertrages sind 
alle Gesellschaften zu verstehen, deren Tätigkeit auf 
Gewinn gerichtet ist. Dies sind insbesondere: 

a. in Frankreich: 
les societes civiles, 

les societes en nom collectif, 

les societes en commandite simple, 

les societes en commandite par actions, 

les societes anonymes, 

les societes ä responsabilite limitee, 

les cooperatives, 

les societes d'assurances ä forme mutuelle, 
les societes mutuelles d'assurances, 
les societes d'economie mixte, 
les etablissements publics de caractere 
industriel et commercial 

b. in Deutschland : 

die Aktiengesellschaften, 
die Kommanditgesellschaften auf Aktien, 
die Gesellschaften mit beschränkter Haftung, 
die Reedereien, 

die offenen Handelsgesellschaften, 

die Kommanditgesellschaften, 

die Gesellschaften des bürgerlichen Rechts, 

die Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit, 

die bergrechtlichen Gewerkschaften, 

die Genossenschaften, 

die Stiftungen, unter der Voraussetzung, daß ihre 
Tätigkeit auf Gewinn gerichtet ist, 
die Körperschaften und Anstalten des Öffentlichen 
Rechts mit Aufgaben gewerblicher Art. 

5. Zu Artikel VII Abs. (1) 

Es besteht Einverständnis darüber, daß der Artikel VII 
nur auf diejenigen Handelsreisenden oder Handelsver- 
treter Anwendung findet, die Staatsangehörige einer der 
Vertragsparteien sind und ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
im Gebiet dieser Vertragspartei haben, im Dienste eines 
Unternehmens stehen, das seinen Sitz außerhalb des Ge- 
bietes des Gastlandes hat, und die nicht von einer Zweig- 
stelle, Agentur oder Geschäftsstelle mit Sitz im Gebiet 
des Gastlandes bezahlt werden. 

6. Zu Artikel IX 

Es wird ausdrücklich erklärt, daß unter Abgaben, Ge- 
bühren und Steuern im Sinne des Artikels IX dieses Ver- 
trages nicht Zölle, Steuern oder andere Abgaben fallen, 
wie sie in den Artikeln I und III des Allgemeinen Zoll- 
und Handelsabkommens vom 30. Oktober 1947, dem die 
Bundesrepublik Deutschland und die Französische Repu- 
blik angehören, aufgeführt sind. 

7. Zu Artikel XIV Abs. (1) 

Es wird klargestellt, daß die in Artikel XIV dieses 
Vertrages erwähnten Erleichterungen nicht die zollfreie 
Einfuhr von Erzeugnissen und Waren, die sich etwa an 
Bord befinden, umfassen. 

8. Zu Artikel XIV Abs. (2) 

A. Von französischer Seite sind den Schiffen unter fran- 
zösischer Flagge folgende Arten der Schiffahrt und des 
Transports Vorbehalten: 

1. der Transport von Gütern und Fahrgästen zwischen 

a. französischen Häfen des Mutterlandes oder Al- 
gerien; 

b. französischen Häfen des Mutterlandes und Al- 
geriens; 


4. Ad. Article VI 

Aux termes de cette Convention, il faut entendre par 
«societes» toutes societes dont l'activite est ä but 
lucratif, notamment: 

a - en France: 

les societes civiles, 

les societes en nom collectif, 

les societes en conimandite simple, 

les societes en commandite par actions, 

les societes anonymes, 

les societes ä responsabilite limitee, 

les cooperatives, 

les societes d'assurances ä forme mutuelle, 
les societes mutuelle d’assurances, 
les societes d'economie mixte, 
les etablissements publics de caractere industriel 
et commercial. 

b - en Allemagne: 

die Aktiengesellschaften, 
die Kommanditgesellschaften auf Aktien, 
die Gesellschaften mit beschränkter Haftung, 
die Reedereien, 

die offenen Handelsgesellsdiaften, 

die Kommanditgesellschaften, 

die Gesellschaften des bürgerlichen Rechts, 

die Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit, 

die bergrechtlichen Gewerkschaften, 

die Genossenschaften, 

die Stiftungen, ä condition qu'elles soient ä but 
lucratif, 

die Körperschaften und Anstalten des öffentlichen 
Rechts mit Aufgaben gewerblicher Art. 

5. Ad. Article VII, paragraphe 1 

II est entendu que l'article VII s'applique uniquement 
aux voyageurs de commerce et agents commerciaux res- 
sortissants de l'une des Parties et ayant leur residence 
habituelle sur le territoire de cette Partie qui, etant au 
Service d'une entreprise situee hors du pays daccueil, 
ne sont pas remuneres par une succursale, une agence 
ou un bureau ayant son siege dans ce pays. 


6. Ad. Article IX 

II est declare expressement que par droits, taxes et 
contributions aux termes de l’article IX de la presente 
Convention, il ne faut pas entendre les droits, taxes ou 
impositions vises par les articles 1 et 3 de l'Accord gene- 
ral sur les Tarifs Douaniers et le Commerce du 30 octobre, 
auquel sont Parties la Republique Federale d'Allemagne 
et la Republique Francaise. 

7. Ad. Article XIV, paragraphe 1 

Il est precise que les commodites dont il est fait men- 
tion ä l'article XIV de la presente Convention ne com- 
portent pas la franchise douaniere pour les produits ou 
marchandises qui peuvent se trouver ä bord. 

8. Ad. Article XIV, paragraphe 2 

A - Sont reserves, du cöte francais, aux navires battant 
pavillon national ou assimiles, les navigations et trans- 
ports vises ci-apres: 

1 - Transports de marchandises ou de passagers entre: 
a - ports francais metropolitains ou algeriens; 

b - ports francais metropolitains et algeriens; 
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c. Häfen der überseeischen Departements: 

la Reunion, la Guadeloupe, la Martinique und la 
Guyane oder zwischen den Häfen der drei letzt- 
genannten Departements; 

2. der Schleppdienst 

a. innerhalb der Häfen oder der Territorialgewässer 
von Frankreich, von Algerien oder der übersee- 
ischen Departements; 

b. zwischen Häfen jedes der unter a. genannten 
Gebiete; 

c. zwischen Häfen des Mutterlandes und Algeriens 
oder zwischen Häfen von la Guadeloupe, la Mar- 
tinique und la Guyane. 

3. Küstenschiffahrt und Schleppdienst, soweit sie sei- 
tens der überseeischen Gebiete Vorbehalten sind. 

B. Von deutscher Seite sind den Schiffen unter nationaler 
Flagge die nachstehenden Arten der Schiffahrt und des 
Transports Vorbehalten: 

1. der Transport von Gütern und Fahrgästen zwischen 
deutschen Häfen; 

2. der Schleppdienst 

a. innerhalb der Hafen und der deutschen Terri- 
torialgewässer; 

b. zwischen den deutschen Häfen. 

C. Jede der beiden Vertragsparteien kann auf gesetz- 
licher Grundlage alle Betätigungen oder Transporte auf 
dem Gebiete der Schiffahrt in dem Umfange der nationa- 
len oder assimilierten Flagge Vorbehalten, in dem sie 
einen solchen Vorbehalt für vereinbar mit den Verpflich- 
tungen erachtet, die sie auf internationaler Ebene ein- 
gegangen ist. 

9. Zu Artikel XVI 

Die Vertragsparteien haben vereinbart, daß die See- 
leute, die Staatsangehörigen der Vertragsparteien und 
im Besitz einer Ein- oder Ausschiffungsorder sind, grund- 
sätzlich die Genehmigung erhalten können, durch das 
Gebiet der anderen Vertragspartei unter Vorweis ihres 
Seefahrtsbuches zu reisen, um sich an Bord ihres Schiffes 
zu .begeben oder um in ihre Heimat zurückzukehren. Die 
Einzelheiten der Anwendung dieser Bestimmung bleiben 
einer besonderen Vereinbarung Vorbehalten. 

10. Zu Artikel XVII 

Dieser Vertrag gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung der Französischen Republik 
innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten des Ver- 
trages eine gegenteilige Erklärung abgibt. 


11. Zu Artikel XIX 

Unbeschadet der von den Parteien übernommenen 
internationalen Verpflichtungen, insbesondere auf dem 
Gebiet der Schiedsgerichtsbarkeit, ist das in Artikel XIX 
vorgesehene Schlichtungs- und Schiedsverfahren nicht auf 
Streitigkeiten anwendbar, die sich daraus ergeben, daß 
die Vertragsparteien von einem Recht Gebrauch machen, 
das ihnen gemäß Nr. 3 des Protokolls Vorbehalten ist. 

12 . 

Jede Vertragspartei gewährt im Rahmen dieses Ver- 
trages die Inländerbehandlung auf Grund der Tatsache, 
daß die gleiche Behandlung durch die andere Vertrags- 
partei im gleichen Bereich gewährt wird. 

GESCHEHEN zu Luxemburg am 27. Oktober 1956 
von Brentano Pineau 


c - ports des departements d'Outre-Mer: la Reunion, 
la Guadeloupe, la Martinique et la Guyane ou 
entre les ports de ces trois derniers departements. 

2 - Remorquage: 

a - ä l'interieur des ports ou des eaux territoriales 
de la France, de l’Algerie ou des departements 
d’Outre-Mer; 

b - entre ports de chacun de ces territoires; 

c - entre ports metropolitains et algeriens ou entre 
ports de la Guadeloupe, de la Martinique et de 
la Guyane. 

3 - Cabotage et remorquage reserves par les territoires 

d'Outre-Mer. 

B - Sont reserves, du cöte allemand, aux navires battant 
pavillon national les navigations et transports vises 
ci-apres: 

1 - Transports de marchandises ou de passagers entre 

ports allemands. 

2 - Remorquage: 

a-ä l’interieur des ports et des eaux territoriales 
allemandes; 

b - entre les ports allemands. 

C - Chacune des Parties peut eventuellement reserver 
legalement au pavillon national ou assimile toutes navi- 
gations, activites ou transports, dans la mesure oü cette 
Partie juge cette reserve compatible avec les obligations 
contractees par eile sur le plan international. 


9. Ad. Article XVI 

Les Parties Contractantes sont convenues qu'en prin- 
cipe les marins ressortissants de l’une d'elles ayant regu 
un ordre d'embarquement ou de debarquement peuvent 
etre autorises ä penetrer sur le territoire de lautre 
Partie sous le simple couvert de leur livret professionnel 
de marin, soit pour rejoindre leur navire, soit pour 
rentrer dans leur pays. Un accord particulier reglera les 
modalites d'application de cette disposition. 


10. Ad. Article XVII 

La presente convention s'applique au territoire de 
Berlin, ä moins que le Gouvernement de la Republique 
Föderale d'Allemagne, dans un delai de trois mois apres 
l'entree en vigueur de la convention, ne remette au 
Gouvernement de la Republique Frangaise une declara- 
tion en sens contraire. 

11. Ad. Article XIX 

Sans prejudice des obligations internationales as- 
sumees par les Parties, notamment en matiere d’arbitrage, 
la procedure de conciliation et d'arbitrage prevue ä 
l'article XIX n'est pas applicable aux differends resultant 
de l’exercice par les Parties du droit reserve par le para- 
graphe 3 ci-dessus. 


12 . 

Chaque Partie Contractante accorde, dans le cadre de 
la presente Convention, le traitement national en vertu 
du fait que ce traitement est egalement octroye par 
l’autre Partie dans les memes domaines. 

FAIT a Luxembourg, le 27 octobre 1956 

von Brentano Pineau 
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Briefwechsel 

zu dem Niederlassungs- und Schiffahrtsvertrag • 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik 


1 


Ministere Liberte • Egalite • Fraternite 

des Affaires Etrangeres Republique Frangaise 

Paris, le 27 octobre 1956. 

Monsieur le Ministre, 


Au moment de proceder ä la signature de la Conven- 
tion d'etablissement et de navigation entre la France et 
la Republique Federale d'Allemagne, j'ai l'honneur de 
porter ä votre connaissance que mon Gouvernement 
estime necessaire de preciser ce qui suit au sujet de 
certains dispositions des Articles V et VI de la Con- 
vention. 

Les ressortissants et societes de l'une des Parties Con- 
tractantes desireux d’exercer leurs aetivites sur le ter- 
ritoire de lautre Partie, doivent obtenir au prealable les 
autorisations eventuellement prevues par la legislation 
et la reglementation en vigueur dans cet Etat. 

Toutefois, le Gouvernement frangais, anime de l’esprit 
de Cooperation qui a preside ä l'elaboration de cette 
Convention, entend faciliter dans toute la mesure com- 
patible avec Revolution de la conjoncture economique, 
l'activite des ressortissants allemands qui veulent 
exercer en France une activite commerciale ou indus- 
trielle soumise ä la delivrance de la carte de com- 
mergant. II se propose en consequence, sous reserve de 
reciprocite effective, de faire un usage liberal de son 
pouvoir de contröle de l'installation de ces personnes ou 
societes, et accordera les autorisations requises dans 
tous les cas oü il estimera que la Situation economique 
et sociale frangaise n'y fait pas obstacle. 


Convaincu que le Gouvernement de la Republique 
Federale d'Allemagne a le meme souci de donner une 
impulsion nouvelle au developpement des echanges entre 
les deux Pays, je vous serais reconnaissant de vouloir 
bien me donner l'assurance que l'activite des societes 
et ressortissants frangais en Allemagne beneficiera d’une 
egale bienveillance. 

Veuillez agreer, Monsieur le Ministre, les assurances 
de ma haute consideration. 

Pi n e au 


Der Bundesminister 
des Auswärtigen 

Luxemburg, den 27. Oktober 1956 

Herr Minister, 

Ich habe die Ehre, Ihnen den Empfang nachstehenden, 
mir heute zugegangenen Briefes zu bestätigen, dessen 
Inhalt meine Regierung mit Befriedigung zur Kenntnis 
genommen hat; 

„Im Augenblick der Unterzeichnung des Niederlas- 
sungs- und Schiffahrtsvertrages zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und Frankreich beehre ich mich, 
Ihnen zur Kenntnis zu bringen, daß meine Regierung es 
für notwendig erachtet, bezüglich gewisser Bestimmun- 
gen der Artikel V und VI des Vertrages folgendes klar- 
zustellen. 

Staatsangehörige und Gesellschaften des einen Ver- 
tragsteils, die im Gebiete des anderen Vertragsteils 
tätig zu werden wünschen, haben zuvor die nach den 
in diesem Staate geltenden Gesetzen und Verordnungen 
gegebenenfalls vorgeschriebenen Genehmigungen zu er- 
wirken. 

Von dem Geiste der Zusammenarbeit geleitet, der bei 
der Ausarbeitung dieses Vertrages geherrscht hat, ge- 
denkt die französische Regierung jedoch, die Betätigung 
deutscher Staatsangehöriger, die in Frankreich eine kauf- 
männische oder gewerbliche Tätigkeit ausüben wollen, 
fiir die es der Ausstellung einer Carte de Commergant 
bedarf, in jeder mit der Entwicklung der Wirtschaftsver- 
hältnisse zu vereinbarenden Weise zu erleichtern. Sie 
beabsichtigt daher, vorbehaltlich tatsächlicher Gegen- 
seitigkeit von ihren Kontrollbefugnissen bezüglich der 
Niederlassung dieser Personen oder Gesellschaften einen 
großzügigen Gebrauch zu machen, und sie wird die er- 
forderlichen Genehmigungen in allen Fällen erteilen, in 
denen ihres Erachtens die französischen sozialen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse dem nicht entgegenstehen. 

In der Überzeugung, daß der Regierung der Bundes- 
republik Deutschland in gleicher Weise daran liegt, der 
Entwicklung des Wirtschaftsverkehrs zwischen beiden 
Ländern einen weiteren Antrieb zu geben, wäre ich Ihnen 
dankbar, wenn Sie mir die Zusicherung gäben, daß der 
Betätigung französischer Gesellschaften und Staatsange- 
höriger in Deutschland das gleiche Wohlwollen zuteil 
würde." 

Ich darf Ihnen hiermit die Zusicherung meiner Regie- 
rung geben, daß der Betätigung französischer Gesell- 
schaften und Staatsangehöriger in Deutschland das 
gleiche Wohlwollen zugute kommen wird, das in Ihrem 
Briefe den in Frankreich tätigen deutschen Staatsangehö- 
rigen in Aussicht gestellt ist. 

Genehmigen Sie, Herr Minister, den Ausdruck meiner 
ausgezeichneten Hochachtung. 

Heinrich von Brentano 


LIerrn Christian Pi ne au 
Außenminister der 
Französischen Republik 
z. Z. Luxemburg 


Monsieur Heinrich von Brentano 
Ministre des Affaires Etrangeres 
de la Republique Federale d'Allemagne 
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Der Bundesminister 
des Auswärtigen 

Luxemburg, den 27. Oktober 1956 


Ministere Liberte • Egalite • Fraternite 

des Affaires Etrangeres Republique Frangaise 

Paris, le 27 octobre 1956. 

Monsieur le Ministre, 


L'Article XVIII de la Convention d etablissement et de 
navigation entre la France et la Republique Federale 
d'AIlemagne, signee aujourd'hui, prevoit la Constitution 
dune Commission Consultative Mixte qui est notam- 
ment chargee de faciliter aux Parties la solution des dif- 
ficultes qui pourraient etre constatees dans l'application 
de la Convention. 

Le Gouvernement frangais ne doute pas que les tra- 
vaux de la Commission soient de nature ä aider efficace- 
ment les deux Gouvernements ä resoudre les problemes 
que pourrait soulever dans tous les domaines l'applica- 
tion de la Convention. 

II estime que le mandat de la Commission peut 
d autant mieux etre etendu ä tous les aspects de la Con- 
vention, que ce mandat conserve un caractere stricte- 
ment consultatif et que les conclusions auxquelles la 
Commission pourrait parvenir n’ont, pour les deux Gou- 
vernements, aucun caractere obligatoire. 

II ne voit donc aucun inconvenient ä ce que, dans 
ces limit.es, la Commission puisse proceder ä des 
echanges de vues sur les questions que la Convention 
reserve ä la competence exclusive des Parties et notam- 
ment ä cclles visees au paragraphe 3 du Protocole et 
qui se rattachent ä l'exercice par chacune d'elles des 
droits qui s'apprecient selon des criteres nationaux. 


On ne pourrait ä son avis que se feliciter de ce que la 
Commission, sans porter aucune atteinte aux droits des 
Parties, mais dans l'esprit de Cooperation qui a preside 
ä l'elaboration de la Convention, facilite le rapproche- 
ment de leurs points de vue et la solution de cerlaines 
difficultes, meme dans les cas oü cette solution n'appar- 
tient eil definitive qu'ä l’une ou l'autre des Parties. 

Veuillez agreer, Monsieur le Ministre, les assurances 
de ma haute consideration. 

P i n e a u 


Monsieur Heinrich von Brentano 

Ministre des Affaires Etrangeres 

de la Republique Federale d’AIlemagne 


Herr Minister, 

Ich habe die Ehre, Ihnen den Erhalt folgenden Briefes 
zu bestätigen: 

„Artikel XVIII des heute Unterzeichneten Niederlas- 
sungs- und Schiffahrtsvertrages zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und Frankreich sieht die Bildung 
eines Gemischten Beratenden Ausschusses vor, dessen 
Aufgabe insbesondere darin besteht, den Vertragspar- 
teien die Behebung der Schwierigkeiten, die sich bei der 
Anwendung des Vertrages heraussteilen könnten, zu er- 
leichtern. 

Die französische Regierung zweifelt nicht daran, daß 
die Tätigkeit dieses Ausschusses geeignet ist, den beiden 
Regierungen bei der Lösung der Probleme, die auf allen 
Gebieten bei der Anwendung des Vertrages auftreten 
könnten, wirksame Hilfe zu leisten. 

Sie ist der Auffassung, daß der Auftrag des Aus- 
schusses um so eher auf alle Aspekte des Vertrages 
ausgedehnt werden kann, als dieser Auftrag rein bera- 
tender Natur bleibt und als die Schlußfolgerungen, zu 
denen der Ausschuß gegebenenfalls gelangt, für die 
beiden Regierungen in keiner Weise verbindlich sind. 

Sie trägt daher keine Bedenken dagegen, daß der Aus- 
schuß innerhalb dieses Rahmens in einen Gedankenaus- 
tausch bezüglich der Fragen eintritt, die durch den 
Vertrag der ausschließlichen Zuständigkeit der Vertrags- 
parteien Vorbehalten sind, und zwar insbesondere bezüg- 
lich der in Nummer 3 des Protokolls erwähnten Fragen, 
die mit der Ausübung der nach nationalen Gesichts- 
punkten zu beurteilenden Rechte durch jede von ihnen 
Zusammenhängen. 

Ihrer Ansicht nach ist es nur zu begrüßen, daß der 
Ausschuß ohne jede Beeinträchtigung der Rechte der 
Parteien, aber in dem Geiste der Zusammenarbeit, der 
bei der Ausarbeitung des Vertrages obgewaltet hat, die 
Annäherung ihrer Standpunkte und die Lösung gewisser 
Schwierigkeiten selbst in den Fällen erleichtert, in denen 
diese Lösung letztlich nur der einen oder der anderen 
. Ve r t r a g sp ar t e i z u s t eh t . 11 

Ich darf Ihnen versichern, daß meine Regierung den 
Standpunkt der französischen Regierung teilt, daß die 
Übernahme der in dem Schreiben vorgesehenen Funk- 
tionen durch den Ausschuß die Lösung etwa auftretender 
Schwierigkeiten sehr erleichtern wird. 

Genehmigen Sie, Herr Minister, den Ausdruck meiner 
ausgezeichneten Hochachtung. 

Heinrich von Brentano 

Herrn Christian Pin e au 
Außenminister der 
Französischen Republik 
z. Z. Luxemburg 
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Ministere Liberte ■ Egalite • Fraternite 

des Affaires Etrangeres Republique Frangaise 

Paris, le 27 octobre 1956. 

Monsieur le Ministre, 


Au cours des pourparlers qui ont abouti ä la conclu- 
sion d une Convention d'etabiissement et de navigation 
entre la France et la Republique Federale d'Allemagne, 
les questions concernant les operations relatives aux 
produits relevant de la Communaute Europeenne du 
Charbon et de l'Acier ont ete egalement examinees. 

Les deux Parties sont convenues qu'il n'etait pas pos- 
sible actuellement de conclure un accord bilateral en la 
matiere en raison de l'existence de la Communaute du 
Charbon et de l'Acier, et que par consequent les stipula- 
tions de la presente Convention ne sont applicables ni 
ä l'extraction, au traitement, ä la distribution des sub- 
stances minerales, ni aux activites portant sur les pro- 
duits reglementes dans le cadre de la C.E.C.A. 

Veuillez agreer, Monsieur le Ministre, les assurances 
de ma haute consideration. 

Pine au 

Monsieur Heinrich von Brentano 

Ministre des Affaires Etrangeres 

de la Republique Federale d'Allemagne 


Der Bundesminister 

des Auswärtigen 

Luxemburg, den 27. Oktober 1956 

Herr Minister, 

Ich habe die Ehre, Ihnen den Empfang des mir heute 
zugegangenen Briefes zu bestätigen, dessen Inhalt wie 
folgt lautet: 

„Im Laufe der Verhandlungen, die zum Abschluß eines 
Niederlassungs- und Schiffahrtsvertrages zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und Frankreich geführt 
haben, wurden auch die Fragen im Hinblick auf die 
Tätigkeiten bezüglich der Güter, die zum Zuständigkeits- 
bereich der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl gehören, geprüft. 

Die Vertragsparteien sind zu der Auffassung ge- 
kommen, daß es infolge des Bestehens der Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl zur Zeit nicht möglich ist, eine ein- 
schlägige zweiseitige Übereinkunft abzuschließen, und 
daß infolgedessen die Bestimmungen des vorliegenden 
Abkommens weder auf die Förderung, die Aufbereitung 
und Verteilung der Erze, noch auf die Tätigkeiten hin- 
sichtlich der in den Rahmen der E.G.K.S. fallenden Er- 
zeugnisse Anwendung finden können." 

Genehmigen Sie, Herr Minister, den Ausdruck meiner 
ausgezeichneten Hochachtung. 

Heinrich von Brentano 

Herrn Christian Pine au 
Außenminister der 
Französischen Republik 
z. Z. Luxemburg 
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Botschaft 

der Bundesrepublik Deutschland 
Paris 

Dr. Werner Brückmann 
Leiter der Deutschen Delegation 
für den deutsch-französischen 
Niederlassungs- und Schiffahrtsvertrag 

Paris, den 7. August 1950 


Herr Präsident, 

Anläßlich des Abschlusses der Verhandlungen über 
einen deutsch-französischen Niederlassungs- und Schiff- 
fahrtsvertrag gestatte ich mir nochmals Ihr Augenmerk 
auf ein Problem zu lenken, das eng mit dem Vertrag 
und dem für beide Teile daraus erhofften Nutzen zu- 
sammenhängt. Gewisse Maßnahmen allgemeinen und in- 
dividuellen Charakters auf dem Wirtschafts- und Han- 
delssektor aus der Zeit vor dem Niederlassungs- 
abkommen könnten auf in Frankreich ansässige deutsche 
Staatsangehörige und solche, die sich dort niederzulassen 
wünschen, auch noch nach Inkrafttreten des Vertrages 
angewandt werden, mit der Folge, daß die Betroffenen 
von den Möglichkeiten des Vertrages keinen Gebrauch 
machen könnten oder von dem Genuß der darin vor- 
gesehenen Rechte überhaupt ausgeschlossen wären. 

Ich wäre Ihnen daher für eine Erklärung sehr zu Dank 
verpflichtet, daß die in Betracht kommenden deutschen 
Staatsangehörigen und Firmen entsprechend dem Geiste 
des Vertrages mit einer großzügigen Behandlung rech- 
nen dürfen und die Anwendung der erwähnten Maßnah- 
men in Zukunft nicht mehr zu befürchten brauchen. 

Genehmigen Sie, Herr Präsident, den Ausdruck meiner 
ausgezeichneten Hochachtung. 

W. C. Brückmann 
Legationsrat I. Klasse 
Auswärtiges Amt 

Herrn 

Gesandten Philippe Monod 
Leiter der Französischen Delegation 
für den deutsch-französischen 
Niederlassungs- und Schiffahrtsvertrag 
Paris 
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(Übersetzung) 


Ministere Liberte • Egalite • Fraternite 

des Affaires Etrangeres Republique Francaise 

Direction des Affaires 
administratives et sociales 
Le Directeur 

Paris, le 15 aoüt 1956. 


Monsieur le President, 

Par votre lettre du 7 aoüt 1956, vous avez bien voulu 
attirer mon attention sur les consequences possibles pour 
les ressortissants allemands etablis ou desirant s'etablir 
en France, de decisions generales ou particulieres, en 
matiere economique ou commerciale, anterieures ä la 
Convention d Etablissement entre nos deux pays, et qui 
pourraient leur etre appliquees apres sa mise en vigueur. 


Ainsi que vous le savez, le Gouvernement frangais ne 
peut pas prendre dengagement formel a ce sujet, en 
raison du principe de la Separation des pouvoirs. 

Toutefois, si des cas litigieux venaient ä se poser, 
remontant a une periode anterieure ä la date de la Con- 
vention d'Etablissement, je vous donnc l'assurance que 
le Ministere des Affaires Etrangeres interviendrait aupres 
des departements ministeriels interesses afin que ces cas 
puissent etre examines, chaque fois que ce sera possible, 
dans un esprit liberal. 

Veuillez agreer, Monsieur le President, les assurances 
de ma haute consideration. 

Pour le Ministre et par autorisation 
le Ministre plenipotentiaire 
Directeur 

des Affaires administratives et sociales 
Philippe M o n o d 

Monsieur Brückmann 
President de la Delegation de la Republique 
Föderale Allemande pour la negociation de la 
Convention d’Etablissement 


Ministerium des Auswärtigen 
der Französischen Republik 

Der Direktor 

der Verwaltungs- und Sozialabteilung*) 


Paris, den 15. August 1956 


Herr Präsident, 

In Ihrem Schreiben vom 7. August 1956 lenkten Sie 
freundlicherweise mein Augenmerk auf die möglichen 
Folgen für hier ansässige deutsche Staatsangehörige und 
solche, die sich hier niederzulassen beabsichtigen, und 
zwar aus Maßnahmen allgemeinen und individuellen 
Charakters auf dem Wirtschafts- und Handelssektor aus 
der Zeit vor dem Niederlassungsabkommen zwischen 
unseren beiden Ländern, und die noch nach dessen In- 
krafttreten auf diese angewandt werden könnten. 

Wie Sie wissen, kann die französische Regierung in- 
folge des Grundsatzes der Gewaltenteilung eine förm- 
liche Verpflichtung in dieser Beziehung nicht übernehmen. 

Jedoch gebe ich Ihnen die Versicherung, daß im Falle 
des Vorkommens streitiger Fähe, die sich auf die Zeit 
vor dem Niederlassungsabkommen beziehen, das Außen- 
ministerium jedes Mal, wo dies möglich sein wird, bei 
den beteiligten Ministerien mit dem Ziel intervenieren 
wird, diese Fälle in großzügiger Weise zu überprüfen 

Genehmigen Sie, Herr Präsident, den Ausdruck meiner 
ausgezeichneten Hochachtung. 

Philippe Mohod 
Außerordentlicher und 
Bevollmächtigter Gesandter 
Direktor der Verwaltungs- 
und Sozialabteilung 

Herrn Brückmann 
Leiter der deutschen Delegation 
für den deutsch-französischen 
Niederlassungs- und Schiffahrtsvertrag 


*) Leiter der Französischen Delegation für den deutsch-französischen 
Niederlassungs- und Schiffahrtsvertrag 
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Bundesdruckerei Bonn 8680 5. 57 



Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 

1. In Artikel IX, X Abs. 1 und 2 und XI des 
Niederlassungs- und Sebiffahrtsvertrages 
werden auch Materien geregelt, die zur 
ausschließlichen Gesetzgebungskompetenz 
der Länder gehören. Der Bundesrat be- 
hält .sich zu dieser Frage seine Stellung- 
nähme bis zum 2. Durchgang vor. 

2. In Artikel 2 Abs. 2 des Gesetzentwurfs 
sind in Satz 1 das Wort „erst“ und Satz 2 
zu streichen. 

Begründung 

Die Streichung ist erforderlich, um die Saar- 
Klausel der zwischen den zuständigen Bundes- 
ministerien einerseits und der saarländischen 
Regierung andererseits abgesprochenen Fas- 
sung anzupassen. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


1. Die Bundesregierung ist der Auffassung, 
daß ihr die Vertragsschließungs- und 
Inkraftsetzungskompetenz bei internatio- 
nalen Verträgen auch dann zusteht, wenn 
Materien geregelt werden, die zur aus- 
schließlichen Gesetzgebungskompetenz der 
Länder gehören. Im übrigen fallen die 
vom Bundesrat angeführten Vorschriften 
unter die ausschließliche Gesetzgebungs- 
kompetenz des Bundes nach Artikel 73 
Nr. 5 (Handels- und Schiffahrtsverträge) 
und die konkurrierende Gesetzgebungs- 
kompetenz des Bundes nach Artikel 74 
Nr. 4 (Aufenthalts- und Niederlassungs- 
recht der Ausländer). 


2. Der Streichung des Wortes „erst" wird 
zugestimmt. 

Der Streichung des Satzes 2 wird wider- 
sprochen. 

Begründung 

Die Saar-Klausel in der Fassung der Re- 
gierungsvorlage entspricht dem Beschluß 
der Bundesregierung vom 27. März 1957 
(vgl. Kabinettvorlagen des Bundesministe- 
riums des Innern vom 18. März 1957 
— I A 2 — 12014 A — 305/57 — und 
des Auswärtigen Amtes vom 25. März 1957 
— 500.83.27 — ). 
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